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D i e Linksjugend
['solid]JEis e nac hist ein
sozialistischer Jugendverband.
Er wirkt meinungsbildend in der
politischen Diskussion und hat
den Anspruch, junge Menschen
far politische Prozesse zu
begeistern. Linksjugend ['solid]
versteht sich als Plattform fir

antikapitalistische Kritik,
antifaschistische und
antirassistische  Aktion und
emanzipatorische Politik.

Linksjugend ['solid] wirkt als
eigenstandiger Verband mit

eigenem Profil fir seine Ziele. Er
ist der parteinahe
Jugendverband der Partei DIE
LINKE vor Ort und begleitet
dessen politische Arbeit kritisch
und solidarisch.

Sein Engagement orientiert sich
an dem Anspruch, Politik
transparent und demokratisch im
offentlichen Raum zu
praktizieren. Politische Bildung,
der Eintritt in eine kulturelle
Offensive von links und die
bewusste Aktion sind Mittelpunkt
seiner Arbeit.

lhr wollt an der Schule, in der

Herzlich Willkommen auf der Webseite dielinke- eisenach.de

Ganz herzlich begriiBen wir auch die Mitarbeiter des Verfassungsschutzes.

.Im Ubrigen werdet Ihr genauso wie wir von unserer Regierung verarscht! Auch Ihr seid das Volk!!!*

Wir freuen uns auf Ihren Besuch und laden Sie herzlich
zu unseren stets 6ffentlichen Veranstaltungen ein.
Unser Biro in der Georgenstrasse 25 ist fiir Sie von
Montag 9.00- 16.00 Uhr

Dienstag 9.00- 18.00 Uhr

Mittwoch 9.00- 16.00 Uhr

und nach Vereinbarung.

Gemeinsamer Protest gegen Nazis vor dem Landtag

Nachdem ich am Samstag gegen NPD in
Eisenach auf die Strasse gegangen bin,
werde ich mich auch morgen an den
Protesten gegen die Kundgebung der NPD
a mblandtag beteiligen, sagt die
Landtagabgeordnete Katja Wolf. Am 15.
September 1935 wurden im faschistischen
Deutschland die antisemitischen
JNlrnberger Gesetze"beschlossen. Genau
76 Jahre spater, am 15. September 2011,
wollen die Neonazis der NPD in Erfurt vor
dem Gebé&ude aufmarschieren, in dem die
| Gestapo, berlichtigte Folter- und Mordtruppe
= der Nazis, inren Sitz hatten. Die NPD hat fiir
o den  spéten Nachmittag parallel  zur
Plenarsitzung eine Kundgebung am Landtag
geplant.

Im Vorfeld dieser Kundgebung hat sich der
Thiringer Landtag entschlossen, dass sich
das Parlament gemeinsam gegen diese bewusste Provokation wendet, da diese Kundgebung eben genau auf
den Tag 76 Jahre nach der Verabschiedung der sogenannten Niirnberger Rassegesetze im Jahr 1935 stattfinden
soll. Der Landtagwird an diesem Tag bewusst diesen Teil der deutschen Geschichte thematisieren und
damit seinen Protest gegen die NPD ausdriicken. Das ist ein gutes Zeichen, resiimiert Wolf, gemeinsam zu
protestieren.

Man wird gemeinsam am morgigen Tag deutlich machen, dass in Thiringen kein Platz fir extremistisches
Gedankengut ist, sagt Wolf.

Sowird es im AuBenbereich eine szenische Lesung stattfinden. Ihr Titel lautet Ausgrenzung, Entrechtung,
Vertreibung, Beraubung, Deportation, Zwangsarbeit und Ermordung. Sie veranschaulicht anhand zahlreicher
Quellenzitate die Judenverfolgung in Deutschland und insbesondere in Thirringen. Es werden Ridiger Bender
(Forderkreis Erinnerungsort Topf & Soéhne), Dr. Martin Borowsky (Deutsch-Israelische Gesellschaft) und Dr.

Andreas Schneider (Bildungszentrum der Polizei) sowie Studierende der Universitat Erfurt gemeinsam mit dem

ehemaligen Buchenwald-Haftling Gert Schramm lesen. Im Foyer werden an einem kleinen Informationsstand der
Landeszentrale fiir politische Bildung Publikationen zur Zeitgeschichte verteilt. Daruber hinaus ist geplant, im
Anschluss an die NPD-Kundgebung symbolisch mit Besen und Kehrschaufel die Hinterlassenschaften der NPD-
Kundgebung zu entsorgen.

Katja Wolf

Club der Rosa Luxemburg Stiftung ladt zur Veranstaltung zu China ein
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Nach der Sommerpause meldet sich der Club der Rosa Luxemburg Stiftung
Eisenach wieder zurlick. Am 20.09.2011 |&dt man um 19 Uhr in die MarienstraBBe
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perutsauspildung oader In eurem
Umfeld etwas andern, dann
werdet aktiv. meldet euch unter
schenke.fischer@gmx.de.
Rainer Schenke, solid Eisenach

57 in das Audimax ein.

An diesem Abend wird ein junger Linker Tobias Wolfram seine China Eindriicke
prasentieren. Er hat von Reisen nach Beijing und Shanghai Eindriicke und
Erfahrungen aus dem ,Reich der Mitte* mitgebracht, die er in seinem Vortrag mit

linksjugend
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Impressum

der Ublichen ,westlichen” Meinung tber dieses Land vergleicht.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen.

ERFURT. Eine Landesarbeitsgemeinschaft "Laizismus" in und bei der Partei DIE LINKE.Thiiringen hat sich
am 10.September in der Landeshauptstadt konstituiert. Die LAG "Laizismus" zihlt derzeit bereits 23
eingetragene Mitglieder aus sechs Kreisverbdnden. Als Landessprecherin bzw. -sprecher wurden einmiitig
gewahlt: Kristin Kretschmer (Jena) und Siegfried R. Krebs (Weimar). Weitere Vorstandsmitglieder sind Helga
Borchert (S6mmerda) und Uwe Schenke (KV Eisenach).

Drei der vier Vorstandler: v.I. Uwe Schenke, Kristin Kretschmer, Siegfried R. Krebs.

In der Grlindungserkldrung dieses neuen innerparteilichen Zusammenschlusses heiBt es u.a.: Die LAG
sLaizismus" in der Partei DIE LINKE.Thiringen setztsich ein fiir den Laizismus als einer S&ule fiir einen
demokratischen und sozialen Staat entsprechend folgendem Leitmotiv: ,DIE LINKE bekennt sich zur Religions-
und  Meinungsfreiheit ebenso wie zur strikten Neutralitit gegeniber allen Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften. Sie betrachtet das religiése Bekenntnis und dessen Auslibung als individuelles
Freiheitsrecht in der Verantwortung des Individuums. Sie wendet gegen jede Privilegierung und Diskriminierung
von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften und fordert von diesen die Achtung und Befolgung aller im
Grundgesetz und anderen Rechtsvorschriften vorgegebenen Regelungen. DIE LINKE setzt sich ein fiir eine klare
Trennung von Staat und Religionen/Weltanschauungen im Sinne eines konsequenten Laizismus."

Zur Umsetzung dieses Grundsatzes beschloB die Versammlung ein ausfiihrliches 10-Punkte-Positionspapier mit
Forderungen an die Landes- und Bundespolitik; darin heift es u.a.:

1. Gesetze und 6ffentlicher Raum missen religiés und weltanschaulich neutral sein.

2. Das offentliche Bildungswesen muB religiés und weltanschaulich neutral sein.

3. Ablésung der sogenannten Staatsleistungen an die Kirchen.

4. Abschaffung von Rechtsprivilegien der beiden sogenannten Amtskirchen.

5. Abschaffung von Steuerprivilegien der Kirchen.

6. Abschaffung von Finanzprivilegien derjenigen Religions- und Weltanschaungsgemeinschaften, die K.d.6.R.
sind.

7. Beendigung der amtskirchlichen Priesterausbildung auf Kosten des Staates.

8. Allgemein Ubliche Mitarbeiterrechte auch fiir die Beschéaftigten in kirchlichen Einrichtungen und Betrieben.

9. Keine 6ffentliche Militdrseelsorge mehr.

10. Der offentlich-rechtliche Rundfunk hat kein Kirchenfunk zu sein.

Uwe Schenke, Eisenach

Katja Wolf (Die Linke.): Die Grundsteuererhéhung - Aufwand und Nutzen mehr als fraglich

Vor einiger Zeit hat der Stadtrat beschlossen die Grundsteuer zu erhdhen. Momentan gehen die Briefe an die
Betroffenen Haus- und Garagenbesitzer raus. Schon damals sprach sich meine Fraktion gegen die Erh6hung im
Eisenacher Stadtrat aus. Die Mehrheit dort beschloss aber zur Gesundung der Stadt die Grundsteuer auf 400 v.H.
anzuheben. Praxisbeispiele zeigen aber nun deutlich, dass es so mit der Genesung der Stadtfinanzen so nix
werden kann. Bei vielen Betroffenen liegt die Erhéhung im Cent Bereich. Ein Betroffener Blirger zeigte mir seinen
Bescheid 0,25 Euro. Stellt man den Verwaltungsaufwand und das Porto gegeniiber, muss man schnell feststellen,
dass mit der Erhéhung keinem geholfen wurde. ,Bei solchen Betrdgen hatte es die Verwaltung lieber lassen
sollen*, resiimiert die Stadtratin.

Dasware auch mdglich, weil nach der Rechtssprechung in atypischen Fallen von der Abgabenerhebung
abgesehen werden kann. Ein atypischer Fall liegtbeispielsweise dann vor, wenn die Steuereintreibung mehr
Kosten verursacht, als dadurch eingenommen werden kann, sagt Katja Wolf abschlieBend.

Katja Wolf: Abwasserinvestitionen miissen tberpriift werden

Angesichts der absehbar zuriickgehenden Landesférderung fiir Investitionen im Abwasserbereich und des
gegenwartig durch Zweckverbéande in Thirringen weitergehenden Klaranlagenbaus sei zu befiirchten, ,,dass
die Biirger noch stéarker als bisher schon zur Kasse gebeten werden“, so Katja Wolf, Abgeordnete der
Linksfraktion, am Montag in einem Pressegesprach. Zusammen ihrem Kollegen Tilo Kummer forderte sie die
Landesregierung auf, nach Wegen zu suchen, um diese Belastungen zu verringern. Bisher sind 71 Prozent
d e r Thiringer Bevdlkerung an Klaranlagensystemen angeschlossen. Dabei hat eine Analyse der
Gewadssersituation in Thiiringen ergeben, dass ,,Anschlussgrad und Gewéassergiite nicht unbedingt etwas mit
einander zu tun haben“, wie Tilo Kummer betonte. Er schlug daher vor, Abwasser-Investitionen dort
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zurlickzustellen, wo die Gewésserqualitét die EU-Kriterien erfiillt. Wo es trotz eines hohen Anschlussgrades
bedenkliche Stickstoff- und Phosphat-Eintrdge gebe, miisse der Verantwortung der Landwirtschaft
nachgegangen werden.

Veranstaltungshinweis

Am 16. September 2011 um 18.00 Uhr findet im Abgeordnetenbiiro Frank Kuschel, KurhausstraBe 6, 36433
Bad Salzungen eine Bildungsveranstaltung statt.

" Globalisierung - Schneller,Weiter,Globaler - moderne Globalisierung verstehen!"
Ob in den Medien, in der Wirtschaft oder im Alltag : das Wort "Globalisierung" begegnet uns immer wieder.
Doch was heiBt das eigentlich und was bedeutet das fir unser Leben und unsere Zukunft.

Wir wollen in der Veranstaltung einen Blick auf die aktuellen Diskussionen werfen und ein wenig zur Aufhellung
beitragen.
Der Wunsch fiir diese Veranstaltung kam von Jugendlichen aus dem Raum Bad Salzungen.

Aber auch Euch mdchte ich dazu recht herzlich einladen.

Mit solidarischen GriiBen
Anja Muller

An alle Vereine, Verbande, Organisationen, Einwohnerinnen und Einwohner in Eisenach
Sehr geehrte Eisenacherinnen und Eisenacher, werte Gaste,

die NPD wird am Samstag, den 10.09.2011 in Eisenach eine landesweite Demonstration durchfiihren. Mitihrem

Aufruf ,Deutschland den Deutschen- Wir sind das Volk" hetzt sie offensiv gegen Menschen aus anderen Landern.

Rechtsextremes Gedankengut flihrte schon oft zu Krieg, Gewalt und Tod. Das Attentat in Oslo und auf Uteya, das
jungste Beispiel dafiir, mahntuns: ,Wehretden Anfangen und den geistigen Brandstiftern!”

Wir, das Eisenacher Biindnis gegen Rechtsextremismus, werden am 10.09.2011, mit einer Kundgebung und einer
Demonstration ein Zeichen flr ein weltoffenes und demokratisches Eisenach setzen.

Beginn: 11.30 Uhr am Bahnhof. Ab 12 Uhr Demonstration vom Bahnhof zum Karlsplatz. Kundgebung und
Aktionen. Danach Demonstration durch die Innenstadt bis zum Theater, wo die Abschlusskundgebung stattfindet.
Die Veranstaltungen stehen unter dem Motto: ,BUNTE VIELFALT STATT BRAUNER EINFALT!*

Wir rufen alle Eisenacherinnen und Eisenacher auf, sich an unserer Demonstration und Kundgebung zu
beteiligen. Zeigen Sie damit, dass Eisenach vielfaltig und bunt ist. Wir wollen den Neonazis unsere Stadt nicht
Uberlassen!

Mit welchem Thema die Neonazis auch immer um die Képfe der Menschen werben: Hass, Gewalt,
Menschenfeindlichkeit und Abschaffung der Demokratie bleiben ihre Ziele. Ihre auslanderfeindlichen Parolen
entbehren jeglicher Grundlage. Menschen aus anderen Landern bereichern unsere Stadt kulturell und
wirtschatftlich.

Bitte geben Sie diesen Aufruf an Freunde, Nachbarn, Bekannte und viele andere weiter. Bitte kommen Sie alle zu
unserer Kundgebung und Demonstration "BUNTE VIELFALT STATT BRAUNER EINFALT!" am Samstag,
10.09.2011, ab 11.30 Uhr, Bahnhof.

Oberblirgermeister Das Buindnis gegen Rechtsextremismus
Mathias Doht Eisenach

Kreisvorstand wurde neu gewahit
Am Sonnabend den 03. September 2011 wéhlte der Kreisverband DIE LINKE. Wartburgkreis — Eisenach
seinen Vorstand. Hier wurde die funktionierende Doppelspitze erneut mit 95% bestatigt.

Die Jugendherberge in Lauterbach war Ort der Gesamtmitgliederversammlung zur Neuwahl des Kreisvorstandes
und zur Wahl der Delegierten des dritten Landesparteitages in Thiringen.
Fur die kommenden zwei Jahre sind gewahlt:

Kreisvorsitzende

Anja Muller

Sascha Bilay

Stellvertretende Kreisvorsitzende

Christian Schmidt

Michael Lemm

Schatzmeisterin

Karin May

weitere Mitglieder

Christine Dommer,

Christiane Leischner,



Christian Schatft,
Florian Miller und
Michael Richter

Alternative 54 unterstiitzt ..Theater am Markt“

Die automatische Didtenerhdhung der Landtagsabgeordneten st6 Bt zu
Recht auf viel Unmut der Birgerinnen und Birger im Freistaat
Thiringen.  Viele  Birgerinnen sehen in der rickwirkenden
Didtenerh6hung im Thiringer Landtag kein gutes Zeichen und das zu
Recht. Die Landtagsabgeordneten der LINKE kritisieren seit Jahren
dieses Verfahren. Ausder Not heraus griindete die damalige PDS
Fraktion den Verein Alternative 54 und die Abgeordneten der Linken
spenden seither ihre Didtenerhéhungen fir soziale Projekte.

Monat fur Monat summieren sich die Abgeordnetenspenden und lagen
Ende Juli beiinsgesamt 725.445 Euro, die seit Bestehen des Vereins
der PDS- bzw. LINKEN Parlamentarier im Jahr 1995 an soziale
Vereine und Projekte in ganz Thiringen ausgereicht wurden. Auch zahlreiche Vereine aus Eisenach wurden
durch die ,Altennative 54 unterstiitzt. Am Montag, den 5. September werden dem Theater am Markt 300 Euro
Uberreicht.

Seitlangem fordern die Linkspolitikerlnnen, dass die Diatenanpassungen beispielsweise an die Tarifregelungen
fir den 6ffentlichen Dienst oder an die Rentenentwicklung gekoppelt werden.

.Der Automatismus der regelméaBig steigenden Erhéhung muss aufhéren, so die Landtagsabgeordnete Katja Wolf.
Jedoch ist dies im Artikel 54 der ThuringerVerfassung so geregelt. Es bedarf dringend einer
Verfassungsénderung. Die Parlamentarier der Linkspartei halten den momentanen Zustand fiir falsch, da sie eine
Form von ,Selbstbedienungsmentalitat® darstellt. In diesem Jahr ist die automatische Didtenerhéhung besonders
umstritten, da von den Landesbediensteten ein persénlicher Beitrag zur Haushaltskonsolidierung durch
zeitweiligen Verzicht auf die Besoldungserh6hung abverlangt wird. ,Wenn man von Bediensteten derartige
Beitrdge fordert, missen die Abgeordneten beispielhaft vorangehen®,ist Wolf Uberzeugt. Bei der langst
Uberfélligen Reform der Zahlung der Abgeordnetendidten missen aus Sicht der LINKEN auch die
Pensionszahlungen an Ex-Abgeordnete und ehemalige Minister mit auf den Prifstand. Sonderprivilegien fir
Abgeordnete und Minister sind nicht mehr zeitgemaB. Diese sollten wie alle Arbeitnehmer in die staatliche
Rentenversicherung einzahlen und somit ganz normale Rentenanspriiche erwerben. Das wirde nicht nur die
sozialen Kassen entlasten, sondern wére gerecht gegenliber jeder Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer, so Katja
Wolf abschlieBend.

Veranstaltungshinweise fiir den 1. September dem Antikriegstag

Der Kreisverband des Deutschen Gewerkschaftsbundes sowie die Ortsverbande der Parteien Die Linke. und
Biindnis 90/Griine rufen fiir Donnerstag, den 1. September, 16.30 Uhr zu der traditionellen Kundgebung anlasslich
des Welt-Antikriegstages vor dem Eisenacher Rathaus auf.

An diesem Tag jahrt sich zum 72. Mal der Beginn des von Nazi-Deutschland ausgelésten 2. Weltkrieges. Ein
besonderer Grund, unter dem Motto ,Nie wieder Faschismus, die Welt braucht Frieden die Stimme flr eine
friedliche Welt zu erheben.

Es spricht unter anderem Renate Licht, Vorsitzende des DGB Thiringen.

Mehr oder weniger

Klimawandel - Lebenswandel

Donnerstag, 1. September

19.30 Uhr

Annenkirche Eisenach

Ein Abend mit

Ralf-Uwe Beck (Vortrag)

Alexander Blume (Piano)

Maximilian Blume (Perc., Gesang)

Veranstaltet vom Initiativkreis gegen Kernenergienutzung

Katja Wolf: Ein Haushaltsentwurf wére ein gutes Signal fiir Eisenach

,Der Oberbirgermeister sollte nicht warten, sondern umgehend den von ihm als
maoglich angesehenen Haushaltsentwurf fir die Stadt Eisenach vorlegen®, so reagiert
Linke-Landtagsabgeordnete Katja Wolf auf eine entsprechende Ankiindigung von
Matthias Doht. Auch wenn noch Fragen bezlglich der Rulckzahlung der
Bedarfszuweisungen aus den vergangenen drei Jahren offen seien, sollte der
Rathauschef ,diesen Weg zur kommunalen Finanz-Normalitat* beschreiten. Auch
1 Wolf zeigt sich erfreut, dass die Gewerbesteuereinnahmen der Stadt wieder
,l':ﬁ? angestiegen sind. Allerdings sei damit wieder belegt, wie sehr die Stadt von der

M Automobilindustrie abhangig sei. ,Diese industrielle Monostruktur der Stadt wird uns

_ | immer wieder vor Probleme stellen®, sagt die Landespolitikerin voraus.

Nun aber gelte es mit einem stédtischen Haushalt, die Finanzen und damit auch die freiwilligen Leistungen zu




ordnen sowie die ,Finanz-Hoheit des Stadtrates” wieder herzustellen. Dies sei nicht fiir die Verb&nde, Vereine und
anderen Einrichtungen wichtig, die auf die Hilfe der Stadt angewiesen seien, sondern auch die "fiir die
kommunalpolitische Arbeit", so die Stadtratin.

Fur Katja Wolf ist die Zeit ohne einen beschlossenen Haushalt auch ein demokratisches Problem. Nicht nur der
Stadtrat ist in diesem Fall entmachtet, auch die Einwohner/innen der Stadt haben kaum Gestaltungsméglichkeiten.
Ebenso zentral, stimmt sie mit Doht Uberein, sei ein solcher Haushalt aber auch als Signal andie
Landesregierung: ,Zum einen muissen die Strukturen, soweit das von Landesseite machbar ist, gedndert werden,
zum anderen aber muss die fliir 2012 vom Finanzminister angedrohte Kiirzungs-Orgie bei den Kommunalfinanzen
ganz schnell vom Tisch®, so Wolf abschlieBend.

Liebe Mitstreiterinnen,

anbei eine wichtige Information zu den Gegenaktivititen zum Naziaufmarsch am
GEEE" 10.09.2011. Wir suchen dringend noch Ordner. Bitte melden.

,QEF

Hier die Information zum Weitergeben:
An alle Vereine, Verbande, Organisationen, Einwohnerinnen und Einwohner in Eisenach
& Sehr geehrte Damen und Herren,

"Azls die NPD wird am Samstag, 10.09.2011 in Eisenach eine landesweite Demonstration
durchfihren. In ihrem Aufruf ,Deutschland den Deutschen- Wir sind das Volk" hetzt sie
offensiv gegen Menschen aus anderen Landern.

Rechtsextremes Gedankengut fiihrte schon oft zu Krieg, Gewalt und Tod. Das Attentat in Oslo und auf Utgya ist das
jungste Beispiel daflir und mahnt uns: ,Wehret den Anfangen und den geistigen Brandstiftern!

Wir, das Eisenacher Blindnis gegen Rechtsextremismus, werden am 10.09.2011, 10.00 mit einer Kundgebung auf
dem Markt ein Zeichen fir ein weltoffenes und demokratisches Eisenach setzen. Daran schlieBt sich eine
Demonstration durch die Innenstadt sowie eine weitere Kundgebung bis ca. 18.00 Uhr an.

Die Veranstaltungen stehen unter dem Motto: ,BUNTE VIELFALT STATT BRAUNER EINFALT!

Wir rufen alle Eisenacher und Eisenacherinnen auf, sich an unserer Demonstration und Kundgebung zu
beteiligen. Zeigen Sie damit, dass Eisenach vielfaltig und bunt ist. Bitte geben Sie den Aufruf weiter: Kein Platz fiir
Nazis in Eisenach!

Das Blindnis gegen Rechtsextremismus Eisenach
Biindnis gegen Rechtsextremismus Eisenach
mailto: bgr@tuz-eisenach.de

War Karl Marx zu seinen Lebzeiten ein Hellseher?
Karl Marx wusste schon Mitte des 19. Jahrhunderts, was wir heute tagtéglich als Realitét erleben!

"In unseren Tagen scheint jedes Ding mit seinem Gegenteil schwanger zu
gehen. Wir sehen, daB die Maschinerie, die mit der wundervollen Kraft begabt
ist, die menschliche Arbeit zu verringern und fruchtbarer zu machen, sie
verkiimmern 1&8t und bis zur Erschépfung auszehrt. Die neuen Quellen des
Reichtums verwandeln sich durch einen seltsamen Zauberbann zu Quellen
der Not. Die Siege der Wissenschaft scheinen erkauft durch Verlust an
Charakter. In dem MaBe, wie die Menschheit die Natur bezwingt, scheint der
Mensch durch andere Menschen oderdurch seine eigne Niedertracht
unterjocht zu werden." Marx 1856, MEW 12/3-4

Eine treffendere  Charakterisierung der "wohlfahrtssteigernden freien
Marktwirtschaft", des Kapitalismus, ist wohl kaum mdglich. Jeder "Fortschritt",
jede wissenschaftlich-technische Neuerung innerhalb der bisherigen und auch
gegenwartigen kapitalistischen Entwicklungsgeschichte diente letztlich nicht
der Befriedigung der grundlegenden Bedirfnisse der Menschen und der
gesamten Menschheit an sich, sondern nur der Befriedigung der ureigensten
Interessen des jeweiligen Wirtschafts-und Finanzkapitals und seiner
Vermehrung. Fir die uberwiegende Mehrheit der Menschen auf unseren Planeten, die unter dem Joch von Zins
und Zinseszins schmachten und malochen, brachte es Not, Elend, Krieg, standigen Uberlebenskampf. Selbst in
der sogenannten "Sozialen Marktwirtschaft" in den westlichen "Demokratien" brachte es fiir die Mehrheit nur billige
Gratifikationen zur Beruhigung der Massen, welche fiir dieses System widerstandslos domestiziert wurden und
heute noch werden, obwohl sie selbst der eigentliche Schépfer des gesellschaftlichen Reichtums waren und sind!
Der Reichtum der einen ist auch gleichzeitig die Armut der anderen, wie wir heute tagtaglich sehen und erfahren
kénnen. Welchen Stellenwert hat unter diesem System eine Demokratie, wenn die wahre Macht in den H&nden
der Besitzer des gesellschaftlichen Reichtums liegt. Wer die 6konomische Macht besitzt, verfligt auch gleichzeitig
Uber die politische Macht. Um diese Macht zu erhalten, wird letztlich jedes Recht, jedes Menschenrecht, auch
jedes Verfassungsrecht mit FiBen getreten, wie wir heute sehen kénnen, notfalls auch mit polizeilichen und
militarischen Mitteln. Erst wenn die Mehrheit der in diesem System unterjochten Menschen ihre wirkliche reale
Lage und Situation erkennen, diese Erkenntnis inihrem Bewusstsein reift, kann es sich gemeinsam und
entschlossen von diesem System befreien. So viel Polizei und Militdr kénnen die Besitzer des gesellschaftlichen
Reichtums nicht aufbringen, um diese Massen in ihrer Bewegung aufzuhalten und zuriickzudrdngen. Da diese
Massen noch nicht bereit und in der Lage dazu sind, dazu noch sehrzerstriten und zersplittert in
unterschiedlichen Interessen, ist Aufklarung, Aufklarung und nochmals Aufklarung das Gebot der Stunde! Packen
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wir es gemeinsam an!

Norbert Gopfert

Ankiindigung: LINKE niachste Woche auf Energietour

Nachdem die Linksfraktion mit groBer o6ffentlicher Resonanz ihr Energiekonzept "Energierevolution statt
griiner Kapitalismus" vorgestellt und in einer ersten Runde mit Experten diskutiert hatte, wird sie nun - wie
schon langer geplant und angekiindigt - mit Akteuren vor Ort in Betrieben und Einrichtungen beraten. Sie wird
es auch am Dienstag einen Halt im Wartburgkreis wahrend der einwéchigen Thiiringer Energietour geben.

Teilnehmer sind u.a. der Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Thiringer Landtag Bodo Ramelow, der
energiepolitische  Sprecher  Manfred Hellmann, die Eisenacher Abgeordnete Katja Wolf und der
Bundestagsabgeordnete Frank Tempel.

Anspruch der Linksfraktion ist es dabei weniger, die vielfaltigen Mdglichkeiten Thiringens zu erleben, lber die die
Abgeordneten durch ihre Aktivititen in den Regionen einen guten Uberblick haben. Sie wollen vor allem erfahren,
an welchen Stellschrauben fiir eine nachhaltige Energiewende - sprich "Energierevolution" - konkret gedreht
werden muss. Entsprechende Uberlegungen sollen in eine iiberarbeitete Fassung des LINKEN Energiekonzeptes
einflieBen

Ablauf fiir Dienstag den 09.08.2011
10:00 Uhr Mihlhausen Pro geos (Geothermie)
Wolferoder Weg 5 99976 Beberstedt

12:00 Uhr Creuzburg Polimeier Massivholz GmbH & CoKG, Pferdsdorfer Weg 6 99831 Creuzburg
Thema: Holzpeletts versus stoffliche Nutzung ? Oder besser, intensiver den Wald nutzen?

14:00 Uhr Eisenach Vorstellung der Firma Juwi durch Ralf Passler
WKB Katja Wolf Georgenstr. 25 99817 Eisenach

16:00 Uhr Besuch des Urwald Camps Harsbergstr. 4
99826 Lauterbach

Katja Wolf (Die Linke.): Landesregierung gefordert: klare Absage an Giftmull!

Wenn Katja Wolf die Antwort der hessischen Landesregierung auf eine Anfrage der LINKEN liest, beschleicht sie
ein ungutes Gefiihl. In Hattdorf-Wintershall, in direkter Nachbarschaft zu Thiiringen, befindet sich eine Kaligrube,
welche aus heutiger Sicht langfristig unsicher ist. Die Stltzpfeiler sind zu klein dimensioniert. Dementsprechend
muss dieser Grubenbau unter Tage gesichert werden. Dies macht man mit Versatz, kein ungewdhnliches
Vorgehen. Ahnliches passiert in Merkers. Ungewdhnlich wird es aber, wenn stattdes iblichen Salzes
Joergwerkfremder Abfall* ins Spiel kommt. Es werden die Stitzpfeiler also nicht mit Steinsalz wie in Thiringen
unterstitzt, sondern mit Mill. Und der hat es in sich. Die Antwort listet unter anderem Deponiesickerwasser,
Kesselstaub mit geféhrlichen Stoffen und Filterstaub mit gefahrlichen Stoffen auf — typischer Giftmill. K+S macht
also noch kréaftig Gewinn mit der Sicherung von Gruben, die Einlagerung ist hochgradig lukrativ.

Als ware dies nicht schon beunruhigend genug, weiBt Wolf darauf hin, dass diese Praxis auch in Thiringen droht.
Gerade wurde sie von der Landesregierung in einer Umweltausschusssitzung darauf hingewiesen, dass weit
mehr als die bisher angegebene Grubenbauten im Werrarevier nicht den heutigen Sicherheitsbestimmungen
entsprechen wiirden. Dies hatte K+S dem Erfurter Ministerium mitgeteilt.

Da die Sanierung dieser Gruben in der finanziellen Verantwortung des Landes liegt, ist mit dieser Feststellung ein
groBes Risiko verbunden. Summen im hohen dreistelligen Millionenbereich stehen im Raum. Und hier kommt der
Mull wieder ins Spiel. Wolf fiirchtet einen méglichen Deal zwischen Landesregierung und dem Kalikonzern. Das
Motto kénnte lauten: ,Wir durfen Giftmdll als Versatz einlagern, daflr wird es fiir euch billiger!*.

Das will die Abgeordnete unbedingt verhindern. ,Die Risiken, die mit der Einlagerung von Giftmill unter Tage
verbunden sind, sind unkalkulierbar. Die Asse ist da mahnendes Beispiel.“ Sie forderte die Landesregierung auf,
diesem Ansinnen von Anfang an eine klare Abfuhr zu erteilen. ,Es ist verrlickt, dass auf der einen Seite riesige
Abraumhalden geschaffen werden, die die nachfolgenden Generationen auf Jahrhunderte belasten werden und
auf der anderen Seite Giftmill zur Stabilisierung eingefahren wird! Das mag der Gewinnmaximierung dienen, ist
aber volkswirtschaftlicher Wahnsinn!“ so Katja Wolf.

Antragsammlung des Volksbegehrens
,,Fur gerechte und bezahlbare Abgaben“ geht in den Schlusssport

Am Sonnabend, den 25. Juni 2011, zum Tag der offenen Tir imLandtag, startete die Sammlung der
Unterstltzerunterschriften fir das Volksbegehren ,Fir gerechte und bezahlbare Abgaben®. Die Birgerallianz
(Dachverband der Burgerinitiativen gegen Gberhéhte Kommunalabgaben) hat sich in einer Beratung dazu
ausgesprochen,nachdem ein entsprechender Gesetzesentwurf im Thiringer Landtag von den
Regierungsparteien abgelehnt worden war.

Innerhalb von sechs Wochen miissen nun Landesweit 5000 Unterstiitzerunterschriften gesammelt werden.

Noch gut eine Woche haben die Burgerinnen und Biirger Zeit sich an der Unterschriffensammlung zu beteiligen.
Am 5.August endet die Antragssammlung. Wir hoffen das bis nachsten Freitag noch der ein oder andere



Unterschriftsbogen bei uns ausgefilit wird, sagt die Landtagsabgeordnete Katja Wolf.

Unterschriftsbdgen kénnen im Biiro der Abgeordneten Katja Wolf /MdL DIE LINKE. GeorgenstraBe 25, Eisenach
bzw. 03691-735218 abgeholt werden. Auch werden wir die Bégen per Post an Interessierte versenden, teilte das
Wabhlkreisbiro mit.

Weltnaturerbe Hainich:
Lippenbekenntnisse helfen nicht weiter!

Nachdem am 25. Juni dem Nationalpark Hainich der Titel Weltnaturerbe zuerkannt wurde, erklért Katja Wolf,
Sprecherin fiir Umweltpolitik der Fraktion DIE LINKE im Thiiringer Landtag: "Dies ist ein wunderbarer Erfolg
fiur dieses einmalige Biotop und Anerkennung fiir die Leistung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Parks.
Damit verbunden sind eine steigende nationale und internationale Aufmerksamkeit sowie eine hohere
Verantwortung fiir die Weiterentwicklung des Profils des Hainichs!"

Allerdings sei das Engagement der Landesregierung fiir den Hainich keinesfalls zufriedenstellend: "Die
Personalausstattung im Nationalpark ist unverantwortlich niedrig”, moniert die Umweltexpertin der LINKEN. Auf
Anfrage der Linksfraktionarin an die Landesregierung wurde deutlich, dass die Beschaftigtenzahl im Nationalpark
Hainich weit unter dem Plan liegt. Dieser misse mit mehr als einem Drittel weniger Personal auskommen als
veranschlagt. Statt 16 Mitarbeiterlnnen wiirden nur 11 beschaftigt. "Das ist auch im Vergleich mitanderen
vergleichbaren Parks empérend wenig", so Frau Wolf weiter. Die Linksfraktiondrin moniert, dass sich die
Landesregierung "feiern lasst flrdie Anerkennung des Hainichs als Weltnaturerbe, aber nicht einmal die
notwendigen Rahmenbedingungen schafft, um den Nationalpark u. a. entsprechend zu pflegen und Uber die
Landesgrenzen hinaus bekannt zu machen". Es sei "absolut unversténdlich", warum sich an dieser Situation
absehbarkaum etwas &ndern solle. SchlieBlich habe die Landesregierung auf erneute Nachfrage der
Abgeordneten deutlich gemacht, dass keinerlei Planungen in dieser Richtung bestehen wirden.

"Lippenbekenntnisse helfen nicht weiter, es muss endlich gehandelt werden. Wir brauchen nicht nurdie
schnellstmdgliche Besetzung der geplanten Stellen, sondern sogar eine Aufstockung", fordert die Abgeordnete der
LINKEN. Nur so kénne das Erbe des Nationalparks bewahrt und seine Potentiale erweitert werden, fligt Frau Wolf
mit Blick auf die touristische und wirtschaftliche Nutzung sowie fachliche Betreuung des Hainichs hinzu.

Katja Wolf

Katja Wolf (MdL): Schockiert und fassungslos liber die Bluttat in Norwegen

Ich bin zutiefst schockiert und fassungslos angesichts der Anschlage in Norwegen
und verurteile diese flirchterliche Bluttat. Mein Mitgefiihl gilt den Opfern und ihren
Angehdrigen. Ich verurteile diese schandliche Gewalttat, die mehr als 90 Todesopfer
eingefordert hat zutiefst. In solchen Augenblicken kann man nur innehalten und mit
den Angehdrigen flhlen. Es ist die Zeit der Trauer und des Mitgefiihls. Aber wir
missen auch Antworten auf die Fragen finden: Wie konnte so etwas passieren? Wie
kann man solche rechtsextremen und islamfeindliche Taten verhindern?

Das Gesténdnis und die bisher bekannten Einlassungen des norwegischen
Attentdters zeigen ein Weltbild, das von Hass auf Muslime, Linke und
Andersdenkende gepragt ist und das die multikulturelle Gesellschaft als Feindbild
ausmacht. Diese Haltung, die sich beim Attentater ins absolut Fanatische gesteigert
hat, hat zu der grauenhaften Tatin Oslo und Utoja gefiihrt. Vor Norwegen und Europa liegt nun ein langer Weg der
Aufarbeitung, sagt Wolf abschlieBend.

Agieren der Landesregierung bei Gebietsreform auch fiir Eisenach fatal: Ohne Ziel, ohne Plan und ohne
Nachhaltigkeit

,Ohne Ziel, ohne Plan und ohne Nachhaltigkeit - das sind die Markenzeichen der Thiringer Landesregierung im
Agieren um eine Funktional-, Verwaltungs- und Gebietsreform®, stellt die Linke im Thiringer Landtags im
Zusammenhang mit den jiungsten Erklarungen der Landesregierung fest,nun doch auf ein Gutachten zur
Gebietsreform verzichten zu wollen. Dieses Arbeiten bereitet mir gerade als Eisenacherin groBes Kopfzerbrechen,
sagt die Landtagsabgeordnete Katja Wolf. Wir brauchen Lésungen und das so bald als méglich. Wie dringend
zeigen nicht zuletzt die Verhandlungen um das Eisenacher Theater. Lésungen fiir die Region werden gebraucht.
,Der Zickzack-Kurs zeigt, dass der Konflikt jetzt ins Innenministerium verlagert werden soll. Das hilflose Agieren
der Landesregierung ist Ausdruck derunseligen Patchwork-Strategie, bei der am Ende das eine nicht zum
anderen passt®, so die Eisenacherin Katja Wolf weiter. Standig wiirden neue Botschaften ins Land gesendet - mal
wolle man ein Gutachten, dann wieder keines und erst vor wenigen Tagen habe man durch eine Uberarbeitung
des Landesentwicklungsplans und der Reduzierung von Grundzentren erste Tatsachen geschaffen. ,Durch dieses
Handeln ohne Konzept und Plan werden die Akteure im Land in Dauerstress versetzt. Das hat nichts mit einer
durchdachten Strategie unter Einbeziehung der Akteure zu tun! Das ist ein koalitiondres KreiBen, um offenkundig
Mause zu gebéren!“, moniert die Abgeordnete der LINKEN. Einzig erfreulich sei, dass man nun doch kein teures
Gutachten beauftragt habe.



DIE LINKE hatte das taktische Lavieren der CDU immer als ein Spiel auf Zeit verstanden. Eine neue Untersuchung
Uber die Mdoglichkeiten einer Gebietsreform sei schlieBlich unnétig, habe doch die Enquetekommission des
Landtages in derletzten Legislatur das Thema ausfiihrlich untersucht und umfangreiche Datensammlungen
ausgewertet. Neue Expertisen seien deshalb nicht erforderlich. Zuletzt hatten sich die Koalitionsfraktionen nur
noch darlber gestritten, ob das Gutachten wegen der hohen Kosten europaweit ausgeschrieben werden misse.
Ein inhaltliches Arbeiten am Thema fand nicht mehr statt. ,Es ist mir schleierhaft, weshalb sich die SPD in dieser
Kernfrage zur Zukunft Thiringens dermafBen hat vertrdsten lassen. Damit hat die SPD nach den Stichwahlen und
der Kita-Reform ein weiteres Kernelement ihrer Wahlversprechen mit FliBen getreten®, unterstreicht Wolf.

Die neue Kursrichtung der Landesregierung laute nun, statt weiterer Untersuchungen das Innenministerium mit
Vorschlagen mdglicher Behérdenreformen zu beauftragen. Dabei sei der Innenminister zuletzt schon daran
gescheitert, den Fragenkatalog fir das bisher angestrebte Gutachten zu formulieren. Zudem sei zu befiirchten,
dass federflhrend das Landesverwaltungsamt beauftragt werde, die méglichen Behérdenauflésungen zu
untersuchen. Das Landesverwaltungsamt istdem Innenministerium direkt nachgeordnet und die groBte
Landesbehérde im Freistaat. ,Gerade diese Mammutbehérde steht seit Anfang an in der Kritik. Wenn nun
ausgerechnet das ,schwarze Loch’ den Prifauftrag erhalten sollte, wird der Bock zum Géartner gemacht‘, so die
Einschatzung von Katja Wolf.

Katja Wolf verweist darauf, dass lhre Fraktion mit zahlreichen Initiativen immer wieder auf die Notwendigkeit eines
Gesamtplans hingewiesen und eigene Gesetzesvorschldge und Parlamentsantrage aufden Weg gebracht hat.
Thirringen braucht Lésungen. ,Wir werden auch weiterhin aus unserem Konzept zur Funktional-, Verwaltungs- und
Gebietsreform neue parlamentarische Schritte ableiten®, kiindigt Katja Wolf fiir ihre Fraktion abschlieBend an.

Katja Wolf (MdL)

Berufsschulsanierung mit bitterem Beigeschmack

,Wenn das Wasser im Gebaude steht, ist der
Jammer groB!“, so kommentiert Katja Wolf
den Beginn der Sanierung der Eisenacher
Berufsschule.

Die linke Landtagsabgeordnete, die auch im
Stadtrat sitzt, kritisiert vor allem das
Vorgehen der Landesregierung. Diese hatte
die Stadt in ihrer Finanznot gezwungen, am
alten Standort zu bleiben. ,Alle wissen, dass
dieses Gebiet stark hochwassergefahrdet ist.
Schon bei einen sogenannten HQ20 steht
der Komplex 50cm im Wasser.” Rein
statistisch gesehen also mindestens alle 20
Jahre. Das haben gerade neue
| Hochwasserberechnungen des Landes
bestéatigt. Trotzdem besteht die
Landesregierung bei der Férderung auf eine
Sanierung am alten Standort und hinterlasst
das Risiko der Stadt., empdrt sich Wolf. Sie
erinnert daran, dass die Stadt als Schultrdger die Verantwortung im Schadensfall tragt- Eisenach ist nicht gegen
Hochwasser versichert. ,Das finanzielle Risiko tragen Einwohnerinnen und Einwohner!”, so die Abgeordnete.
AuBerdem wies sie darauf hin, dass mit dem Anbau weitere Flache in der Flussaue versiegelt werden. Dies
verschlimmere die Situation weiter.

,Der bittere Beigeschmack dieser Sanierung wird bleiben.”, stellt Wolf fest.

Mit Blick auf Medienberichte Uber die angeblich geplante SchlieBung des Arbeitsgerichtes ins Eisenach und
Jena bzw.deren Zusammenlegung mit den Standorten Suhl und Gera fordert die Eisenacher
Landtagsabgeordneten Katja Wolf der Fraktion DIE LINKE, eine umfassende Situations- und Standortanalyse
der Thiiringer Arbeitsgerichtsbarkeit und die Offenlegung der Untersuchungs- und Priifergebnisse.

"Eine SchlieBung von Gerichten ist nur dann angebracht, wenn derzeitige Situation und voraussichtliche
Entwicklung dies rechtfertigen, die Birgern&dhe und Erreichbarkeit fur Rechtsuchende keine EinbuBen erleiden
und die Lésungen zumutbar fiir die Beschaftigten auch mit Blick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind",
so Wolf. Die Beschaftigten und die Standortkommunen missten in den Entscheidungsprozess einbezogen
werden. Deshalb hat die LINKE eine umfangreiche Kleine Anfrage zur Arbeitsgerichtsbarkeit in Thiringen an die
Landesregierung gerichtet.

Wolf erinnert in diesem Zusammenhang an "den peinlichen Fehlgriff der damaligen CDU-Landesregierung bei
ihren SchlieBungsplénen fir das Landgericht Mihlhausen", die seiner Zeit erhebliche Proteste in Miihlhausen und
Umgebung ausgeldst hatten. Nach kritischer Priifung sei damals deutlich geworden, dass (iber die SchlieBung
einfach am "griinen Tisch" ohne ausreichende Prifung, ohne Einbeziehung der Kommunen und Beschéftigten
entschieden worden war. "Solche inhaltlichen und Verfahrensfehler miissen im jetzigen Entscheidungsprozess zu
den Arbeitsgerichtsstandorten verhindert werden", mahnt die LINKE-Politikerin an. Vor allem die Entwicklung der
Verfahrenszahlen misse genau unter die Lupe genommen werden - auch in Zusammenhang mit inhaltlichen und


http://www.die-linke-thl.de/fileadmin/lv/dokumente/Publikationen/5654_LinkeF-THU_Broschuere_ModerneVerwaltung.pdf

prozessrechtlichen Entwicklungen im Arbeitsrecht, zum Beispiel bei Fragen des Kiindigungsschutzes. Die
Landesregierung soll in ihrer Antwort auf die Anfrage auch offenlegen, nach welchem - mdglichst
nachvollziehbaren - Kriterienkatalog die Entscheidung (iber SchlieBung bzw. Erhalt der Arbeitsgerichtsstandorte
ablaufen soll. "Darliber hinaus ist auch zu beriicksichtigen, dass die Verfahrenszahlen an den Arbeitsgerichten
auch leider wieder ansteigen kénnen", so Wolf. AbschlieBend kiindigt die Politikerin an, dass in Auswertung der
Antwort der Landesregierung das Thema im Justizausschuss beraten werden soll - auch mit Blick auf anstehende
Haushaltsberatungen. In diesen Diskussionsprozess sollen nach Vorstellungen der LINKEN die Betroffenen vor
Ort einbezogen werden.

Dass man sich vor Ort mit der Entscheidung wenig anfreunden kann, zeigte gestern auch der IG-
Metallbevolimé&chtigter Uwe Laubach. Im Sinne der Arbeitnehmer sollte man noch einmal lber die Ankiindigung
nachdenken, sagt Wolf abschlieBend.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Ab jetzt Unterschriftsb6gen im Abgeordnetenbiiro von Katja Wolf erhaltlich

Unterschriftsbégen zur Unterstiitzung des geplanten Volksbegehrens ,Fiir gerechte und bezahlbare
Abgaben*” sind ab sofort dort erhaltlich.

Am Sonnabend, den 25. Juni 2011, zum Tag der offenen Tir im Landtag, begann offiziell der Start zur Sammlung
der Unterstiitzerunterschriften fir das Volksbegehren ,Fir gerechte und bezahlbare Abgaben®. Die Biirgerallianz
(Dachverband der Blrgerinitiativen gegen Uberhdéhte Kommunalabgaben) hatte sich in einer Beratung dazu
ausgesprochen, nachdem ein entsprechender Gesetzesentwurf im Thiringer Landtag von den
Regierungsparteien abgelehnt worden war.

Innerhalb von sechs Wochen miissen nun Landesweit 5000 Unterstiitzerunterschriften gesammelt werden.
Unterschriftsbdgen kénnen ab sofort im Biiro der Landtagsabgeordneten Katja Wolfin der GeorgenstraBe 25 in
Eisenach abgeholt werden. Auch werden wir die Bégen per Post an Interessierte versenden, informiert die
Mitarbeiterin des Wahlkreisbiiros. Bestellungen nehmen wir auch gerne telefonisch unter 03691-735218 an.

Wolf: Steuersenkungen schizophren

Die aktuelle Ankindigung der Bundesregierung, die Steuer senken zu wollen,
seien vollig absonderlich.

“Die Finanzsituation der offentlichen Haushalte ist nicht nur prekéar, sieist
| katastrophal. In Eisenach sind wir gezwungen, dauernd Steuern, Eintrittspreise
und Gebiuhren zu erhdéhen. Die Belastungen, die den Birger/innen dadurch
entstehen sind kaum noch akzeptabel.” Dementsprechend sei es schizophren
— | Steuern durch den Bund zu senken, die dann durch andere wieder doppelt und
dreifach genommen werden missten.

Der Bund habe die Verantwortung, fiir eine ausreichende Finanzausstattung der Kommunen zu sorgen. “Wir
haben in Eisenach nicht den Hauch einer Chance,einen ausgeglichen Haushalt zu verabschieden.
Steuersenkungen sind nicht nur destruktiv, sie sind auch heuchlerisch.” Gerade die Rolle der FDP ist dabei fiir
Wolf véllig absurd. In Eisenach hatte diese in den letzten Wochen und Monaten einer Reihe von Erhéhungen von
Steuern und Geblhren zugestimmt.

“Die Burger durchschauen dieses “linke Hosentasche - rechte Hosentasche -Spiel”.

Wir brauchen auf Bundesebene ein gerechtes Steuersystem.” Der Staat habe ein Einnahme-, kein
Ausgabeproblem. Reichensteuer, ein gerechtes Mehrwertsteuersystem, Kerosinsteuer, .. das wdaren die
Aufgaben, die dringend zu l6sen sind. Steuersenkungen dirften im Moment nicht auf der Tagesordnung stehen,
so Wolf.

Das gezielte Schiiren von Sozialneid und
der Versuch, die vom System des ,freien”
Marktes Benachteiligten und
JPrékarisierten” gegeneinander
auszuspielen, macht nun auch vor den
kleinen Selbstédndigen nicht halt. So wird
den Selbstandigen, die Hartz IV
beantragen unterstellt, dass sie sich ,Arm
rechnen®. Schaut man sich diese Gruppe
der Selbstédndigen an, stellt man fest, dass
es sich um ,Solo — Selbstéandige” handelt.
Sie arbeiten als Autovermieter,
Hausmeister, Blumenhandler,
Heilpraktiker, bieten Hundepension an,
was sie eintist, dass sie vorwiegend im
Dienstleistungssektor arbeiten und neben

: Wi : ihrer Selbstandigkeit gleichzeitig Hartz IV
be2|ehen weil |hr Elnkommen unter dem EX|stenzm|n|mum liegt. Immer mehr Menschen in der BRD, die sich eine




eigene berufliche Existenz aufgebaut haben, erhalten die staatliche Grundsicherung. Keine Gruppe unter den
Erwerbstatigen ist in den letzten Jahren so gewachsen, wie die der Solo — Selbstédndigen. Im Jahr 2010 wurden
2,3 Millionen, was sechs Prozent aller Erwerbstatigen entspricht gezahlt. Die Zahl dieser kleinen Selbstandigen,
die ihre Einkiinfte mit Hartz IV aufstocken missen, ist nach Angaben der BA von 2007 bis 2010 so um mehr als
50000 auf 125000 Hilfsbediirftige gestiegen. Davon verfligen 85000 nur Uber ein Einkommen von weniger als 400
Euro, 25000 verdienen bis zu 800 Euro, der Rest wenig dariiber. Schaut man sich die Altersstruktur genauer an,
stelltman fest, dass es besonders altere Beschaftigte betrifft, die aus unterschiedlichsten Griinden aus ihrer
bisherigen Erwerbs- und Berufstatigkeit herausgefallen sind und in der (Schein-) Selbstandigkeit dann schlieBlich
das letzte Mittel der Existenzsicherung sehen. Weil sie aus Altersgriinden nicht mehr in ein vertragliches Arbeiter-
oder Angestelltenverhaltnis kommen und ihr Arbeitslosengeld | ausgelaufen ist, sehen sie in den zeitlich auf ein
oder eineinhalb Jahre befristeten Existenzgriindungsdarlehen, mit denen sie kleine Geschéafte oder selbstéandige
Dienstleistungsangebote aufbauen, ihren letzten persénlichen Ausweg vor der Verarmung. Sie missen dazu
Konzepte ausarbeiten und sich regelmaBig von den Sachbearbeitern des Jobcenters auf Umsatz und Rendite
Uberprifen lassen. Ausgerechnet diese buchstablich armen Selbstdndigen nimmtdie Bundesagentur fir Arbeit
aufs Korn und verlangt eine befristete Bezugsdauer von Hartz IV Leistungen. Die Wiirde des Menschen, im GG
Paragraf 1 festzementiert, gilt auch fiir diese Gruppe der Beschéftigten!

Uwe Schenke

Am 22. Juni 1941 (berfiel das nationalsozialistische Deutschland die
Sowjetunion. Die Sowjetunion gehdrtdamit zu dem Land, dass die meisten
menschlichen Opfer und die gréBten Verwiistungen wéhrend des Zweiten
Weltkrieges zu verkraften hatte. Die aktuellen Forschungen gehen von 27
Millionen Toten Staatsangehdrigen der damaligen Sowjetunion im Ergebnis
des ,Vernichtungskrieges im Osten“ aus.
. DIE LINKE. Wartburgkreis-Eisenach gedenkt anlésslich des 70. Jahrestages
é\ \ des Uberfalls auf die Sowjetunion der Opfer des Krieges am Dienstag, den 28.
14 L | Juni 2011 um 18.00 Uhr auf dem Eisenacher Friedhof, Ehrenmal fur die
sowjetischen Soldaten. Zu diesem Anlass wird auch die restaurierte Innschrift am Ehrenmal neu prasentiert.

Sascha Bilay
Kreisvorsitzender

Gute Voraussetzungen fiir den Schutz des Weltnaturerbes Hainich schaffen

Angesichts der Entscheidung des UNESCO-Welterbekomitees, dass der Hainich zum Weltnaturerbe gehdren
wird, erklart Katja Wolf, Sprecherin fiir Umweltpolitik der Fraktion DIE LINKE im Thiiringer Landtag. "Der
Verleihung dieses Titels ist eine weitere Bestétigung fiir die Einzigartigkeit des Nationalparks. Nun ist die
Politik gefragt, mit diesem Erbe verantwortungsvoll umzugehen und es zu wahren."

Der Schutz des Nationalparks sei eine langfristige Aufgabe. "Als erster Schritt miissen die Rahmenbedingungen
fir den Erhalt und die Pflege des Nationalparks grundlegend verbessert werden", fordertdie Linksfraktionarin.
Dazu gehodre eine bessere personelle und materielle Ausstattung des Nationalparks, denn schlieBlich seien
vorhandene Personalstellen nicht einmal voll besetzt worden. "In einem zweiten Schritt muss eine Aufstockung der
Stellen im nachsten Haushalt erfolgen”, fordert die Umweltpolitikerin der LINKEN.

Mit Skepsis sieht Frau Wolf das Vorhaben, auch den Hainich in die Forstanstalt aufzunehmen. "Den Nationalpark
in einer Anstalt unterzubringen, die in erster Linie der Waldbewirtschaftung dient, muss grundsétzlich hinterfragt
werden", so die Politikerin abschlieBend.

Theater- und Orchesterférderung bleibt unklar

Angesichts der Ungewissheit Uber die zukiinftige Forderung der Theater und Orchester kiindigt die
Linksfraktion einen Antrag fiir die ndchste Landtagssitzung an. ,,Ein Bekenntnis der Regierungskoalition zum
Erhalt der Thiiringer Theater- und Orchesterlandschaft steht immer noch aus. Es ist ein untragbarer Zustand,
dass Offentlichkeit und Parlament nur fragmentarisch Auskunft dariiber erhalten, was die Landesregierung in
Sachen Kulturférderung plant. Notwendig sind konkrete Beschliisse statt schoner Worte”, sagt die
Eisenacher Landtagsabegeordente der Fraktion DIE LINKE im Thiringer Landtag Katja Wolf.

Die Idee, Theater und Orchester nach regionaler und Uberregionaler Bedeutung zu unterscheiden, wirke
angesichts der dringend nétigen Entscheidungen reichlich uniiberlegt. Von Kriterien fir diese Einordnung hére
man auch dem Hause Matschie gar nichts, nur dass die Hauser sich selbst entsprechend eingeschétzt hatten. Ob
sie da schon wussten, dass die Férderung durch das Land daran festgemacht wird? Dann hatten sich vielleicht
samtliche Einrichtungen als Uberregional bedeutsam qualifiziert und es ware ihnen nicht zu veriibeln gewesen.

.Nach den Aussagen der kommunalen Trager kann von fast unterschriftsreifen Vertrdgen keine Rede sein. Noch
besteht wohl auch keine Einigkeit, welches Haus in welche Spalte eingeordnet wird. Und wie die Kommunen
einseitig eine Rickkehr zum Flachentarif finanzieren sollen, steht véllig in den Sternen*, konstatiert Wolf. Der



Verzicht auf Haustarife sei eine richtige Forderung, aber die Landesregierung misse einen deutlichen Teil dazu
beitragen. Aus dieser Pflicht kdnne sie sich nicht herausverhandeln, so die Politikerin der LINKEN weiter.

Ein wirkliches Konzept fir die Theater- und Orchesterfinanzierung wére der solidarische Kulturférderausgleich,
wie ihn DIE LINKE seit langem fordert. ,Dabei werden alle Kommunen in die Férderung der Spielstatten
einbezogen und die Finanzierung wiirde nicht die Haushalte einzelner Stadte und Kreise belasten. So wie immer
auch aus dem Umland Besucher in die Vorstellungen kommen, sollten deren Kommunen auch die H&auser
mitfinanzieren. Leider fehlt Minister Matschie zu einem solchen Schritt der Mut”, so Wolf abschlieBend.

Katja Wolf

Verschleierung des antidemokratischen und rassistischen Charakters der "Deutschen Burschenschaft”
beenden

"Nun sollte jeder begriffen haben, dass die Deutsche Burschenschaft kein Platz fir Demokraten ist", reagiert
Katja Wolf, Landtagsabgeordnete der Fraktion DIE LINKE im Thiiringer Landtag, auf Veréffentlichungen des
Nachrichtenmagazins DER SPIEGEL am heutigen Tag.

Demnach gilt innerhalb des Akademikerverbandes "Deutsche Burschenschaft" als Voraussetzung fir eine
Mitgliedschaft im Verband die Zugehdrigkeit "zumdeutschen Volk". Sie wird - ganz offenbar in
nationalsozialistischer Tradition stehend - rassistisch bestimmt. Auf dem sogenannten "Burschentag" des
Verbandes, der an diesem Wochenende in Eisenach in lhrem Wahlkreis stattfindet, steht unter anderem der
Ausschluss  einer "Burschenschaft" aus dem Dachverband der "Deutschen Burschenschaften"auf der
Tagesordnung, die ein Mitglied aufgenommen haben, dessen Eltern chinesischer Herkunft sind.

"Die Deutsche Burschenschaft und die darin organisierten Verbindungen stehen fiireine autoritare,
nationalistische, vdélkische und strukturkonservative Tradition. Aufgrund der politischen und personellen
Uberschneidungen zur extremen Rechten hat die Deutsche Burschenschaft eine Scharnierfunktion zwischen
Konservatismus und Neonazismus", so die Abgeordnete weiter. Die nun bekannt gewordene rassistische
"Abstammungslehre" der "Deutschen Burschenschaft" bestétige diese Einschatzung. Bundesweit stiinden zudem
mehrere Burschenschaften unter Beobachtung des Verfassungsschutzes.

I nder Vergangenheit hatten mehrfach Bundes-, Landes- und Kommunalpolitiker an Veranstaltungen und
Festveranstaltungen der "Deutschen Burschenschaft" teilgenommen und ihr so einen demokratischen Charakter
verliehen. Die Eisenacherin fordert, "die Verschleierung des antidemokratischen, rassistischen und vélkischen
Charakters der Deutschen Burschenschaft durch Teilnahme an Veranstaltungen oder gar GruBworte zu beenden".
Dies war auch leider in Eisenach zu oft der Fall. Erstim April begriiBte der OB die Burschenschaften.

Katja Wolf zeigt sich zudem verwundert, dass die Thiringer Landesregierung erst jingst nicht bereit oder in der
Lage war, eine Anfrage zu dem Thema qualifiziert zu beantworten.

Katja Wolf

Katja Wolf : Keine neue Hangepartie fiir Opel-Beschitftigte!

Angesichts der Verunsicherung durch die Meldung eines méglicherweise
bevorstehenden Verkaufs von Opel durch General Motors fordert die
Eisenacherin Katja Wolf und Mitglied der Fraktion DIE LINKE im Thiiringer
Landtag: "Der Wahrheitsgehalt der Berichte muss hieb- und stichfest
3| gepriift werden, um sich gegebenenfalls unverziiglich einzuschalten!"”

Firdie Beschaftigten bei Opel und den Zulieferer-Betrieben sei die nun
entstandene Situation ein unhaltbarer Zustand. Bisher sei von GM laufend
betont worden,dass das Unternehmen gut aufgestellt sei. "Woher jetzt
plétzlich andere Einschatzungen kommen und Spekulationen uber einen Verkauf die Runde machen, ist nicht
nachvollziehbar. Die Landesregierung sollte jetzt nicht nur abwiegeln, sondern darauf drangen, dass Geriichte
umgehend ausgeraumt werden", fordert Wolf abschlieBend.

Katja Wolf

Kirchentag und geplanter Strategiewechsel:
Was haben Kirchentag und angemahnter Strategiewechsel im Kriegsgebiet Afghanistan gemeinsam, in beiden
haben Kirchenvertreter das Wort. Hier auf der einen Seite Frau Margot K&Bmann, die sich klar gegen den Krieg in



Afghanistan wendet, auf der anderen Seite ein Militarbischof, der vor Beginn kriegerischer Auseinandersetzung,
,Helm ab zum Gebet‘ von den Bundeswehrangehdrigen fordert. Nun hétte ich mir gewlinscht, dass auBer Beten
und Feiern auf dem Kirchentag auch noch ein klares Bekenntnis gegen den Krieg, den Einsatz Deutscher
Truppen in Afghanistan und anderen Orts erarbeitet wurden wéare. Hier hatten sich dann Atheisten und Glaubige
mit einer Sprache wieder gefunden, leider ist diese Chance einmal mehr vertan wurden. Nun war ich selbst ein
gutes Jahrzehnt Berufssoldat und durfte hier, entsprechend unserer Verfassung, an der Verteidigung, als
strategisches Instrument der Politik, unseres Landes beitragen. Seit Jugoslawien und Afghanistan steht unsere
Armee aber vor veranderten strategischen Herausforderungen, die aus meinem Fokus bis heute eigentlich nicht
vom GG gedeckt sind, sie wurden ,dank“ der SPD/Griinen Koalition in ein Angriffskrieg verheizt, dem sie nicht
gewachsen sind. Die Tétung der 3 Soldaten, aber auch die getdteten Zivilisten, vor allem Frauen und Kinder der
letzten Tage durch ISAF — Bomben, zeigt einmal mehr, dass die militdrische Strategie gescheitert ist. Strategie
bendtigt auch Ziele, die waren fiir Afghanistan klar festzementiert, nicht eins wurde nach UNO Angaben erreicht.
Wer die Suche nach veranderter Strategie wirklich umsetzen will, sollte dies vielleicht einmal mit ,friedlichen®
Mitteln umsetzen. Wer vor Ort, Frieden will, das Leben der Zivilbevilkerung schiitzen und ihnen Sicherheit auf
sozialen und kulturellen Gebiet vermitteln will, wer dariiber hinaus keine Soldaten einer Gefahr aussetzen méchte,
muss den Weg fiir Friedenskooperation frei machen und strategisch den Einsatz Deutscher Soldaten beenden.
Der Deutsche Freidenker Verband hat den Anfang mit seinem Bekenntnis ,Soldaten raus aus Afghanistan®
gemacht, ich hoffe auf den Friedenswillen der vielen Kirchenmitglieder. Gemeinsam sollte es uns gelingen, ,dass
nie wieder eine Mutter ihren Sohn beweint".

Uwe Schenke

Entlassung des TAVEE-Geschéftsfiihrers konnte fiir Gebiihrenzahler teuer werden

4,Es ist nach Einschatzung derLandesregierung durchaus
moglich, dass der bisherige Geschaftsfihrer des Wasser- und
Abwasserzweckverbandes Eisenach-Erbstromtal, Herr Thomas
Fritz, gegen seine Entlassung klagt, vor dem Gericht Recht
bekommt und anschlieBend die Geblhrenzahler dafir
aufkommen missen®, informiert der Kreisvorsitzende der
LINKEN, Sascha Bilay.

Der Linksabgeordnete Frank Kuschel wollte in einer Anfrage von
der Landesregierung die Details der Kiindigungsregelungen
zwischen dem Zweckverband und dem Geschaftsfiihrer wissen.
Zwar konnte bzw. wollte die Landesregierung hierzu keine
Auskiinfte geben. Allerdings stellte sie klar, dass bei einer
unwirksamen Kindigung des Arbeitsverhéltnisses geprift werden misste, ob diese Kosten auf die Wasser- und
Abwassergeblhren umgelegt werden kénnten. Hierzu z&hlen neben den Gerichts- und Anwaltskosten auch
mogliche Zahlungen fiir einen Vergleich und von Abfindungen. ,Sollte sich herausstellen, dass durch
handwerkliche Fehler der Verbandsfiihrung ein finanzieller Schaden entstanden ist, darf dieses nicht zu Lasten
der Gebuihrenzahler gehen. Hier miissen letztlich die Biirgermeister aus ihren Gemeindehaushalten den Schaden
tragen®, fordert Bilay.

Der Kommunalpolitiker fordert die Verbandsfiihrung auf, schnellst méglich Klarheit darliber zu schaffen, welches
Konzept hinsichtlich des umstrittenen Geschéftsflihrers verfolgt wird. Die bloBe Zustellung der Kindigung und
weiteres Abwarten wiirden nur Frustration und Ungewissheit sowohl bei den Beschéftigten als auch unter den
Birgerinnen und Blrgern erzeugen. ,Hier muss endlich deutlich ausgesprochen werden, mit welchem Personal
welche Zukunft eingeschlagen werden soll. Alles andere wird das zerriittete Verhaltnis nicht befrieden und
weiterer Vertrauensverlust bedeuten®, unterstreicht abschlieBend Sascha Bilay.

Sascha Bilay
Kreisvorsitzender

Politik muss auch SpaBB machen

Unter diesem Motto ist in diesem Jahr auch wieder die Landtagsfraktion der Linken beim diesjéhrigen
Unternehmenslauf dabei. Die Eisenacherin Katja Wolf wird das Team, wie auch 2011 unterstiitzen und sich auf die
Strecke begeben.

Nach seinem Debiit 2009 geht RUN, der Thiringer Unternehmenslauf in eine weitere Runde. Am 8. Juni 2011 um
19.00 Uhr fallt fir die Mitarbeiter von Unternehmen, Institutionen, Verbanden und Organisationen der Startschuss.
Die Anmelderliste ist groB.

Rund 5 Kilometer lang ist die neue, optimierte Strecke durch die historische Erfurter Innenstadt. Die Linke wird bei
jedem Wetter antreten, so Katja Wolf kampfesmutig abschlieBend.

Katja Wolf (MdL)

Kommunale Verankerung der LINKEN in Thiiringen und Hessen ausbauen

,In einer gemeinsamen Beratung von Thiringischen und Hessischen Kommunalpolitikern der LINKEN wurden



nicht nurdie jungsten Kommunalwahlen in Hessen ausgewertet, sondern auch weitere Projekie der
grenziberschreitenden Zusammenarbeit diskutiert®, informieren die beiden Kreisvorsitzenden der LINKEN in der
Wartburgregion, Anja Muller und Sascha Bilay.

Als symbolischer Ort der Beratung wurde Gerstungen ausgewahlt, um so in unmittelbarer Nahe zur Thiringisch-
Hessischen Landesgrenze die weitere Zusammenarbeit zu diskutieren. Die Stadt an der Werra bildete zugleich
auch den ersten Ansatzpunkt der politischen Gemeinsamkeiten. Die ungebremste Einleitung von salzhaltigem
Abwasser in die Werra durch den Diingemittelkonzern K & S wird abgelehnt. Hier miissten nach Auffassungen der
LINKEN die beiden Landesregierungen endlich aktiv werden, um die Umwelt und die Bevdlkerung vor den
Auswirkungen der Umweltverschmutzung zu schitzen. ,BloBe Lippenbekenntnisse und freundliche
Arbeitsgruppensitzungen in der Region reichen nicht aus. Stattdessen missen endlich klare Ansagen an die
Konzernleitung gemacht werden, dass das Unternehmen wie jeder anderer Betrieb auch seinen Abfall
ordnungsgemanB zu entsorgen hat und nicht lustlos in der Umwelt ankippen darf*, fordern die Linkspolitiker.

Auf der Beratung wurde ebenfalls vereinbart, kinftig mindestens einmal j&hrlich gemeinsame o&ffentliche
Veranstaltungen durchzufihren. Dabei sollen auch politische Anspriiche mit Aktionen verbunden werden, die
Menschen dazu einladen, sich starker als bisher fir gesellschaftliche Veranderungen zu engagieren. ,DIE LINKE
ist eine Mitmachpartei, die davon lebt, dass sich jede und jeder einbringt. Wir bleiben die Partei fir den Alltag*,
betonen abschlieBend Anja Miller und Sascha Bilay.

Anja Muller, Sascha Bilay
Kreisvorsitzende

Katja Wolf gratuliert lnren Kolleginnen in Bremen

Ich freue mich fir meine Partei und meinen Kollegen in Bremen. Wir haben es zum 2. Mal geschafft in die
Birgerschaft einzuziehen. Die Linke. hat sich damitin dem kleinsten Bundesland Deutschlands etabliert.

Einige hatten sich vielleicht gewiinscht, dass wir in Bremen rausgeflogen wéaren bzw. ein schlechteres Ergebnis
einfahren. Insbesondere die, die in Bremen fiir eine Politik verantwortlich sind, die nichtgerade optimal war,
insbesondere im sozialen Bereich. ..."

kommentiert die Eisenacher Landtagabgeordnete die Blrgerschaftswahl in Bremen, bei der DIE LINKE nach der
Prognose zwischen 5,5 und 6 Prozent der Stimmen geholt hat.

Wir konnten wieder einziehen und das mit mehr als finf Prozent, das ist ein klares Zeichen fur unsere Politik, sagt
die Landtagabgeordnete.

Dieses Ergebnis setzt aber auch ein klares bundespolitisches Signal. Es ist eine schwere Schlappe fir die
Bundesregierung, unterstreicht Wolf abschlie Bend.

Katja Wolf

Katja Wolf befiirchtet, dass K+S den Runden Tisch nur als Feigenblatt benutzt

,Dialog ist immer gut. Nur am Ende muss dem Reden auch Handeln folgen“, merkt Katja Wolf,
umweltpolitische Sprecherin der LINKE-Landtagsfraktion, zur Wiederaufnahme der Arbeit des Runden
Tisches ,,Gewasserschutz Werra/Weser und Kaliproduktion® an.

Eine saubere Werra lasse sich eben nicht herbei reden. Vielmehr misse K+S endlich bereit sein, dafiir auch etwas
zu tun, unterstreicht die Umweltpolitikerin, die befiirchtet, ,dass der Konzern die Arbeit am Runden Tisch nur als
Feigenblatt nutzt, um Zeit zu schinden. Zeit, in der die Werra nach dem Weiter-So-Prinzip mit Kalilauge belastet,
das Grundwasser gefahrdet und verschmutzt wird*.

Aus genau diesem Grund haben die LINKE-Fraktionen ja ein Gutachten in Auftrag gegeben, so Frau Wolf weiter.
Es gehe darum, zu zeigen, dass es moglich sei, Gewasserschutz und Erhalt der Arbeitsplatze zu vereinbaren. Die
Linksfraktionenrechnen noch in diesem Jahr mit Ergebnissen. Dabei werde deutlich, ,welche
Produktionsverfahren zum Schutz der Umwelt und zur Erhéhung der Ausbeute angewendet werden kdnnten,
wenn K+S bereit ware, nur einen Teil seiner enormen Gewinne inneue Techniken zu investieren.
Trinkwassergefahrdung und die Versalzung Werra sind vermeidbar®, betont Katja Wolf und kindigt an: ,Die
Ergebnisse des Gutachtens stellen wir natiirlich auch gerne dem Runden Tisch zur Verfligung.”

Katja Wolf

Schulnetzplan zeigt Konzeptionslosigkeit der Verwaltung

Der Entwurf der Fortschreibung des Schulnetzplanes fiir die Stadt Eisenach hat in der Offentlichkeit zu Verwirrung
und Verunsicherung gefiihrt. Nach Ansicht der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat war noch niemals zuvor ein so
konzeptionsloses Papier als Grundlage der Diskussion um das Schulnetz durch die Verwaltung vorgelegt worden.
Offensichtlich ist, dass der Vorschlag der Verwaltung vor dem Hintergrund des mehr als knappen Stadtséckels
zuallererst dem Grundsatz gréBtmdglicher finanzieller Einsparungen fiir die Sanierung und Instandhaltung der
Schulgebaude folgt. Aber selbst da ist keine durchgangige Logik zu erkennen. Zudem sehen wir es als falsch an,
Schulstandorte an rein fiskalischen Kriterien festzumachen. Im Vordergrund stehen die Kinder und Jugendlichen,
die Lehrer und Eltern, die erwarten, dass mit einer Schulnetzplanung langfristig ein geordneter, gesicherter
Schulbetrieb méglich ist und die Wege zur Schule so kurz wie méglich sind.

Wir unterstiitzen als Fraktion und Stadtvorstand DIE LINKE dieses Anliegen der Eltern, Schiiler und Lehrer der



betroffenen Schulen und ihren Protest und ermutigen sie, Alternativen vorzuschlagen und fiir ihre Umsetzung zu
streiten. Als Fraktion im Stadtrat haben wir selbst auch Vorschlage fir die Beratung im zustdndigen Ausschuss und
far die offentliche Diskussion zur Fortschreibung des Schulnetzplanes unterbreitet und erwarten, dass die

Verwaltung die Birgerinnen und Birger in die nachfolgenden Debatten nach der Einbringung des
Verwaltungsentwurfs in der Stadtratssitzung am 19. Mai 2011 aktiv
einbezieht.

Freundliche GriiBe

Karin May Michael Richter
Fraktionsvorsitzende Vorsitzender des Stadtvorstandes

LINKE-Landtagsfraktionen geben Studie zu alternativen Produktions- und Entsorgungsverfahren im
Kalirevier in Auftrag

Die beiden LINKEN-Fraktionen im Hessischen und im Thiiringer Landtag haben
mit Blick auf den Diingemittelhersteller Kali und Salz (K+S) eine Studie zu
,Alternativen Produktions- und Entsorgungsverfahren im thiiringisch-hessischen
Kalirevier” in Auftrag gegeben. Dazu und anlédsslich der heutigen
Aktiondarsversammlung von K+S erklart Katja Wolf, umweltpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE. im Thiringer Landtag:

1 ,Gewdsserschutz ist machbar! Das wollen die beiden LINKEN-Landtagsfraktionen
m aus Hessen und Thiringen in einer Studie zu ,Alternativen Produktions- und

- | Entsorgungsverfahren im thiringisch-hessischen Kalirevier belegen.”

_ 1K +S betreibe einen unsere Lebensgrundlagen gefahrdenden Raubbau an
wichtigen Bodenschatzen, so die umweltpolitischen Sprecherinnen der beiden Landtagsfraktionen, Katja Wolf aus
Thiringen und ihre Kollegin Marjana Schott aus Hessen.

Man habe deshalb den Diplom-Geologen und Geochemiker Dr. Ralf Krupp, der bereits mehrfach Studien zur
Werraversalzung durch K+S erarbeitet habe, damitbeauftragt aufzuzeigen, dass die Kaliproduktion mit weit
weniger Umweltzerstdrung, weniger Bergbaufolgesch&den und einer héheren Ausbeute betrieben werden kdnnte.
Katja Wolf: ,Wir wollen K+S und den Landesregierungen deutlich machen, welche Produktionsverfahren zum
Schutz der Umwelt und zur Erhéhung der Ausbeute angewendet werden kénnten, wenn K+S bereit ware, nur
einen Teil seiner enormen Gewinne in neue Techniken zu investieren. Trinkwassergefdhrdung und die
Versalzung Werra sind vermeidbar.”

Leider zeige der Konzern derzeit kein Interesse, in umweltvertraglichere Produktionsverfahren zu investieren.
Genau damit sei es mdglich, auch zukiinftig die Arbeitsplatze zu sichern. Es sei nicht hinnehmbar, dass K+S Uber
seine Lobbyarbeit in Briissel selbst den ,Stand der Technik' in der Kaliproduktion definiere. Mit dem wenig
Uberraschenden Ergebnis, dass dabei die Gewinnmaximierung des Konzerns an erster Stelle stehe, so Schott und
Wolf abschlieBend.

i\

Hinweis: Erste Ergebnisse der Studie erwarteten die beiden Fraktionen bereits im September.

Katja Wolf

Ist das Ende der 1-Euro-Job in Sichtweite gerilickt?

»1-Euro-Job“, das klingt nach ,billig“, sie sind aber weder gut noch billig. Nicht gut,
| weil sie oft menschenunwiirdig sind, und nicht billig, weil sie eines der teuersten
Unterfangen bundesdeutscher ,Arbeitsmarktpolitik“ Gberhaupt sind. Allein 2010
gab die Bundesagentur dafiir 1,7 Milliarden Euro aus. Die 1-Euro-Jobs sind immer
von Erwerbslosenverbdnden, Gewerkschaften, linken Parteien, dem Handwerk
und jingst auch vom Bundesrechnungshof mit Recht kritisiert und bek&mpft
worden. Nicht ohne Grund. Die derzeit rund 170000 Langzeitarbeitslosen werden
oft unter Androhung harter Sanktionen fir Tatigkeiten rekrutiert, die entweder
regulare  Beschaftigung ersetzen oder durch ,Lohnkostenvorteile* private
.| Wettbewerber auf dem Marktverdrangen. Laut Bundesrechnungshof kommen
Uber die Halfte der 1-Euro-Jobs nicht rechtens zu Stande. In immer selteneren
Fallen ,handelt es sich um eine sozialversicherungsfreie Beschéftigung bei einem
geeigneten Trager“. Kommt nun das Ende der Billigidhnerei? Nein. Ministerin von
der Layen will die Vergutung der in den MaBnahmen Beschéftigten nicht erhdhen. Ihr geht es darum,
Einsparungen bei den Jobcentern durchzusetzen. Deshalb plantsie, die Vergabe der 1-Euro-Jobs fiir deren
Nutzer weniger attraktiv zu machen. Kiinftig soll die ,Betreuungspauschale“ von maximal 500 Euro gekirzt
werden. Damit aber wiirde sich der Einsatz von Arbeitslosen als Gartner oder als Hausmeisterhelfer in Schulen
und Altenheimen nicht mehr lohnen. Der Stopp der 1-Euro-Jobs als Gelddruckmaschine fiir einige
MaBnahmetrager ist zu begriiBen. Aber nur, wenn die gestrichenen Gelder der Arbeitsmarktpolitik erhalten
bleiben, statt in der Kasse den Finanzminister zu landen. Es gibt genug Bedarf an WeiterbildungsmaBnahmen, die
ihren Namen verdienen und guter 6ffentlich geférderten Beschaftigung.

Uwe Schenke




Hunderte Menschen versammelten sich bei strahlenden Sonnenschein zur Maikundgebung auf dem Eisenacher
Marktplatz am vergangenen Sonntag. Monika Sossna vom Verein ,Start aus Erfurt vorderte, dass der
wirtschaftliche Aufschwung in unserem Land endlich auch bei den Menschen ankommen muss. Lohnabhéngige
haben inder Krise genug zur Stabilitit und anschlieBenden Wachstum durch Lohnverzichtund Kurzarbeit
beigetragen. Doch die Arbeitgeber auch in Thiringen setzen weiter auf Lohndumping, stellte Monika Sossna fest.
Sie forderte einen gerechten Anteil am Wachstum fiir die Arbeitnehmer!

Gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit forderte Uwe Laubach (DGB)!Und verwies in seiner Rede auf Erfolge der
gewerkschaftlichen Arbeit. Immerhin sei es durch Verhandlungen gelungen, dass mittlerweile zehn Betriebe aus
der Region ihren Leiharbeitern Zulagen zahlten. ,Ein toller Erfolg, aber die Leiharbeit miisse allgemein weiter
eingedammt werden” so Laubach.

Umrahmt wurde die Feier zum 1.Mai von Spiel, SpaB und guter Musik der Rock-Gruppe "Cross Style" aus
Eisenach.

Ich mdchte mich persénlich und von ganzen Herzen bei allen Beteiligten fiir dieses gelungene Maifest herzlich
bedanken. Einen ganz besonderen Dank an diejenigen, die durch ihre Spenden, ihrem Engagement mitdazu
beigetragen haben, dass DIE LINKE EISENACH durch unseren neuen Pavillon, neue Fahnen und neue Ideen
eine starke Prasenz in unserer Stadt zeigen konnte und kiinftig zeigen wird!

Michael Richter

DAS IST DAS MINDESTE! FAIRE LOHNE, GUTE
ARBEIT, SOZIALE SICHERHEIT

Unter diesem Motto ruft der DGB die Blirger zu landesweiten Demonstrationen am 1. Mai 2011 auf. Auch DIE
LINKE-EISENACH macht mobil zum diesjédhrigen Tag der Arbeit.

Zeit und Leiharbeit, Lohn und Gehaltskiirzungen, Arbeitnehmerfreiziigigkeit, immer mehr Einschrankungen
der Arbeitnehmerrechte und der Abbau sozialer Sicherheit verdeutlichen eine neue, kiinftige Qualitéit des
internationalen Kampfes der Arbeiter um Lohn und Brot. Kommt alle zu den Veranstaltungen in Eisenach und
Bad Salzungen und unterstiitzt die Forderungen der Gewerkschaften und unserer Partei fiir Mindestl6hne,
Gleiches Geld fiir gleiche Arbeit, stabile Renten und Stopp dem Sozialabbau!

Eisenach 10:00 Uhr Auftakt am Bahnhof, Demonstrationszug zum Marktplatz mit anschlieBender Kundgebung und
Familienfest. Zur musikalischen Umrahmung zum ersten Mal dabei die Eisenacher-Band ,Cross-Style*

Bad Salzungen 13:00 Uhr am Pressenwerk mit interessanten Gasten, Musik und Programm. Fur Bratwurst, Bier,
andere diverse Getranke sowie Kaffe und Kuchen ist bestens gesorgt.

Michael Richter

Katja Wolf (Die Linke.): Aus der Katastrophe lernen



*h W' ‘.-.

Heute am 26. April 2011 jahrt sich zum 25. Mal die Atomreaktorkatastrophe in Tschernobyl. Fiir Katja Wolf ein Tag
zum mahnenden Gedenken an die vielen Strahlenopfer, die es auch heute noch gibt, aber ihrer Meinung auch ein
Tag mit Blick auf einen Umstieg in eine friedliche und zukunftsfahige Energiewirtschaft. Die umweltpolitische
Sprecherin sagt: ,nach 25 Jahren ist es an der Zeit die richtigen Konsequenzen zu ziehen.” Der Autoausstieg ist
ihrer Meinung zwingend.

Tschernobly ist 25 Jahre her, Fukushima erst wenige Wochen. Beide Vorfélle bereiten den Menschen Sorge und
stellen eine unvergleichbare Katastrophe dar.

Infolge des Ungliicks in dem nur wenige Kilometer von der weiBrussischen Grenze gelegenen Kraftwerk wurden
weite Gebiete der Ukraine, Russlands und WeiBrusslands verseucht. Die Strahlung, die der Explosion von
mindestens 200 Hiroshima-Atombomben entsprach, breitete sich auch liber weite Teile Europas aus.

Katja Wolf

Aufstand auch in der Tiirkei!

Infoveranstaltung tber die kurdische
Befreiungsbewegung zwischen ratedemokratischer
Selbstbestimmung, EU und politischem Islam

- Warum wechseln sich in den letzten Jahren in diesem Konflikt milita-
rische Auseinandersetzungen und relative friedliche Phasen ab?

- Was will die kurdische Befreiungsbewegung in der Tirkei erreichen?
Warum wird sie trotz Reform-Beteuerungen der tlrkischen Regierung
und EU-Beitrittsprozess mit Repression konfrontiert?

- Wie ist die ungel6éste kurdische Frage angesichts der neuen Aufstande
im Mittleren Osten zu sehen?

- Welche Rolle spielen Deutschland, EU und NATO in diesem Konflikt?

- Warum werden viele der 800.000 KurdInnen in Deutschland seit

Jahren kriminalisiert?
Vortrag und Diskussion mit
Dr. Nick Brauns, Historiker und Journalist (Junge Welt);

Co-Autor des Buches: PKK - Perspektiven der kurdischen Befreiungsbewegung: Zwischen
Selbstbestimmung, EU und Islam, Schmetterling-Verlag Stuttgart 2010

Am 28. April 2011 -- um 19.30 Uhr
Ort: Buchhandlung Die Leselust, Georgenstrale 2, Eisenach

Veranstalter: Die Linke.Wartburgkreis-Eisenach und I(I.Iiﬂllk;%‘l':lln

Verwundert Giber den Minister

Mit groBer Verwunderung habe ich die AuBerungen von Minister Jérg Geibert zu Ostern
aufgenommen. Ohne Frage, dass es eine Ldsung fir Eisenach geben muss, steht aus




Frage.

Die Linke hat mit lhrem Gesetzentwurf (Gesetz zur Starkung der Wartburgregion durch
| kommunale NeugliederungsmaBnahmen) vorgut 5 Monaten versucht, dariiber zu
diskutieren. Jedoch wurde der Gesetzentwurf abgelehnt und das ohne jegliche Beratung
im zustdndigen Ausschuss. Damit hatdie Regierungskoalition eine groBe Chance
vergeben, ist sich Wolf sicher. Deshalb ist sie nun mehr als verunsichert, dass gerade jetzt der Vorschlag von CDU
Minister Geibert kommt. Warum hat man nichtin Ruhe Uber unseren Gesetzentwurf beraten.

Die Eisenacherparlamentarierin verweist darauf, dass lhre Fraktion nicht nur den Gesetzentwurf im Dezember
sondern bereits auch schon fast genau drei Jahre vorher einen entsprechenden Gesetzentwurf in den Landtag
eingebracht hatte.

Schon damals hat man sich einer sachorientierten Debatte verweigert und den Gesetzentwurf ohne eigene
Vorschlage abgelehnt.

,Die Aussagen des Thiringer Innenministers Uberraschen, hatte er doch im Dezemberplenum entschieden gegen
einen Gesetzentwurf der LINKEN zur Einkreisung Eisenachs in den Wartburgkreis gesprochen. Es ist kaum zu
unterstellen, dass Herr Geibert erst in den letzten Tagen zu neuen Erkenntnissen gekommen ist*, hinterfragt Katja
Wolf.

In meinen Augen wird das Land seiner Verantwortung in dieser Frage nicht gerecht. Denn man hat um die
Probleme Eisenachs zu I8sen, exira eine Arbeitsgruppe gebildet, dieser gehdrt auch der Minister an, jedoch
wurden dort die Vorschlage von Herrn Geibert nie beraten. Das stellt man sich schon die Frage, was man dort
beredet und ob mit so einer AuBerung nicht auch eine vertrauensvolle Arbeitsatmosphare aufs Spiel gesetzt wird,
wenn man an die Offentlichkeit geht, ohne mit den Betroffenen gesprochen zu haben.

Katja Wolf

Atomwaffen abschaffen!
Atomkraftwerke abschalten!
Afghanistankrieg beenden!

unter diesem Motto fand die Thiringer Antikriegs-Kundgebung am Ostersamstag von 10 Uhr bis 12 Uhr in Ohrdruf
statt. Aufgerufen hatten zu dieser Kundgebung neben der Partei Die LINKE, die Griinen und der DGB. Im Vorfeld
der Veranstaltung wurde an der Ohrdrufer Kaserne 81 Kreuze, fir jeden in Afghanistan getdteten deutschen
Soldaten eins, aufgestellt. Uber 150 Menschen machten sich um kurz nach zehn auf den Demonstrationszug ab
Bahnhof Ohrdruf in Richtung Marktplatz. Viele waren nach mehreren Jahren zum ersten Mal wieder dabei - und
brachten jetzt ihre Kinder mit. Aus aktuellem Anlass waren neben den Friedenstauben auch Anti-AKW-
Transparente im Zug vertreten. Zur Kundgebung auf dem Marktplatz in Ohrdruf war die Gruppe dann auf200
angewachsen.

Ein Liedermacher begriiBte die Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit alten und neuen Songs, mehrere Redner
der LINKEN und Griinen sprachen sich fiir die Beendigung der Kriegseinsatze und der schnellstmdglichen
Abschaltung der deutschen Kernkraftwerke. 2010 war das verlustreichste Jahr am Hindukusch. Dieser Krieg
bringt den Menschen in Afghanistan nur Leid und keine sichere Zukunft. Trotzdem hat die NATO beschlossen den
Krieg bis 2013 weiter zu fihren und wird diesen vermutlich auch danach nicht beendet haben. Als treuer
Verbundeter heiBt das fiir die Deutsche Regierung, weiter so. Und damit nicht genug, auch anders wo sieht man
Gelegenheit deutsche Soldaten in den Krieg zu schicken. Als ob es nicht schon genug Not und Elend gébe.
Solange sich Deutschland an militarische Einsatze beteiligt, treffen wir uns weiter —auch im kommenden Jahr- zum
Friedensostermarsch in Ohrdruf!

Uwe Schenke

Linke und ihr Verhéltnis zum Laizismus

Fur Karl Marx war, zumindest was Deutschland betrifft, die ‘Kritik der Religion im Wesentlichen beendigt’. Er sah



das Religiose entlarvt als ‘Seufzer der bedrangten Kreatur’ und, bekanntlich, als ‘Opium des Volkes’. 128 Jahre
nach seinem Tod tun sich seine linken Nachfahren, ob in der SPD, bei den Grliinen oder der Partei DIE LINKE nun
schwerer. Zu diesem Thema fiihrt der Stadtvorstand der Partei DIE LINKE am 27.April,19:00 Uhr im Augustiner
Bréu, eine Bildungsveranstaltung durch. Referent an diesem Abend ist Uwe Schenke, bekennender Freidenker.

Hartz IV Bildungspaket: Jetzt Anspriiche sichern!

Bezieher von Hartz IV, Sozialhilfe, Wohngeld oder des Kinderzuschlags miissen

‘| auch in Eisenach nun schnell die neuen Leistungen fir Kinder und Jugendliche
("Bildung und Teilhabe" auch genannt Bildungspaket) beantragen, um sich eine
Nachzahlung zu sichern. Wahrend die Verantwortlichen des Jobcenters und des
Sozialamtes im Wartburgkreis ihre Hausaufgaben erledigt haben, scheintin
Eisenach ,Dornréschenschlaf‘ der Kompass zu sein. Die Nachzahlung fir das
Bildungspaket sind terminlich klar festzementiert und gibt es bis Ende April nur auf
Antrag in Form einer Geldzahlung und unter erleichterten Bedingungen: So muss
nicht nachgewiesen werden, dass ein Kind tatsachlich ein an der Schule

.| angebotenes Mittagessen wahrgenommen hat oder tatséchlich Angebote von
Vereinen genutzt hat. Um die Nachzahlung zu bekommen, miissen unbedingt
bestimmte Fristen eingehalten werden: Wer Hartz IV oder Sozialhilfe bezieht, muss
spéatestens bis zum 30. April einen Antrag stellen, wer Wohngeld oder den
Kinderzuschlag bezieht, spatestens bis zum 31. Mai.

Die Nachzahlung fiir den Zeitraum 1. Januar bis 31. Marz betragt mindestens 30 Euro. Wird in der Schule oder der
Kita ein Mittagessen angeboten, dann sind es sogar mindestens 108 Euro pro Kind. Hinzukommen kann noch
eine Erstattung der Kosten fir Schillermonatsfahrkarten sowie Schul- und Kita- Ausfliige. Das Geld bekommen
Hartz-IV- und Sozialhilfeberechtigte aber nur, wenn sie spatestens bis zum 31. April einen Antrag im Sozialamt
bzw. Jobcenter stellen, beides ist mdglich. Anspruch auf eine Nachzahlung haben auch Bezieher von Wohngeld
oder dem Kinderzuschlag. Fur diesen Personenkreis wird sogar der Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Mai tiber
eine Nachzahlung abgegolten. Entsprechend kénnen Antrédge bis Ende Mai gestellt werden und die
Auszahlbetrége liegen héher. Sie betragen mindestens 50 Euro pro Kind beziehungsweise mindestens 180 Euro
bei

einer Mittagsverpflegung. Fir die Nachzahlungen gelten auch erleichterte Bedingungen: So muss nicht
nachgewiesen werden, dass ein Kind tats&chlich ein an der Schule angebotenes Mittagessen wahrgenommen hat
oder tatséchlich Angebote von Vereinen genutzt hat.

Einen Antrag zum Bildungspaket kann in Eisenach Nord Gber Lydia Duft, an der Karlskuppe Uber Herrn Schenke
und in Eisenach Mitte tber das Biro der Partei DIE LINKE eingesehen werden.

Uwe Schenke, Vorsitzender Sozial - und Bildungsausschuss

Das System Leiharbeit muss kritisch hinterfragt werden

Anlasslich der morgigen in Eisenach stattfinden Zeitarbeitermesse im Biirgerhaus &uBert sich der
Stadtvorsitzende der Linken Michael Richter kritisch zu Thema Zeitarbeit. Die Entwicklung der
Zeitarbeiterbranche mahnt uns alle zumHandeln. D ie Zeitarbeit - und damit prekare
Beschéftigung — boomt: Der Anteil der Beschaftigten in der Leiharbeitsbranche in Thiringen
betrug per 30.06.2010 rund 3,7 Prozent. Deutschlandweit lag der Anteil zum gleichen Zeitpunkt
bei knapp 3 Prozent. Dies geht aus den Antworten auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion zur
Entwicklung der Leiharbeit in Thiringen hervor. Festzuhalten ist, Lohndumping innerhalb der
= Zeitarbeitsbranche konnte bis jetzt nicht gestoppt werden.

Hier ist nach Ansichtder Linken schnelles Handeln geboten. Dazu gehéren vor allem die Einfihrung des
Mindestlohnes fiir die Zeitarbeitsbranche und die Verbesserung des Kindigungs-und Arbeitsschutzes fir
Leiharbeiter.

So fordert die Fraktion die Linke schon seit langerem die drastische Einddmmung von Zeitarbeitsplatzen und die
Schaffung unbefristeter sozialversicherungspflichtiger und vor allem Existenz sichernder Arbeitsplatze fiir
Thiringen.

Gleicher Lohn flr gleiche Arbeit ist das Gebot der Stunde! sagt Michale Richter abschlieBend und greift damit die
Forderung der Gewerkschaften auf.




Schulreform nicht tiber die Képfe der Betroffenen hinweg

Angesichts aktueller Diskussionen zur Novelle der Thiiringer Schulordnung erkléart die Eisenacherin Katja
Wolf: ,,Das, was Herr Minister Matschie jetzt an Umgestaltungen im Thiringer Schulsystem vorschlagt, ist
teilweise langst lberfallig. Dies allerdings lber die Képfe der betroffenen Lehrer, Schiiler und Eltern hinweg
anzuweisen, ist der vollig falsche Weg und birgt die Gefahr des Scheiterns noch ehe mit der notwendigen
Umgestaltung auch nur ansatzweise begonnen wurde.”“ Mit diesem Agieren ist sein Vorhaben zum Scheitern
verurteilt.

D i e Landtagsabgeordnete verweist auf die Notwendigkeit der Umgestaltung des
Schulsystems in Thiringen. ,Langeres gemeinsames Lernen, gemeinsamer Unterricht
von Schiilern mit und ohne Férderbedarf und die Starkung reformpadagogisch orientierter
Ansétze an den Schulen missen die Ziele einer Schulreform sein. Wir wollen eine neue
Schule der individuellen Férderung jedes einzelnen Schiilers ohne Beschamung. Dies
kann man aber nicht Gber die Képfe der Betroffenen hinweg anweisen und von jetzt auch
1 gleich geschehen. Dafiir miissen alle am Bildungsprozess beteiligten Akteure gewonnen
und motiviert werden®, fordert Frau Wolf.
Allerdings missten vor einer solchen Umgestaltung der Schullandschaft die notwendigen personellen und
sonstigen Voraussetzungen an den Schulen geschaffen werden. ,Eine Bildungsreform, ausgetragen auf den
Ricken der Padagogen und damit zu Lasten der Bildungsqualitat, lehnen wir ab. Eine Bildungsreform muss zu
einer splrbaren Verbesserung der Bildungsqualitat fihren und darf nicht zu einer von oben durchgedrickten
Strategie von halbherzig umgesetzten Wahlversprechen verkommen*, so Katja Wolf abschlieBend.

Zukunftsfahige Kommunalwirtschaft!?
(Karin May)

Am 5. April 2011 fand im Birgersaal des Gothaer Rathausesdie
Auftakiveranstaltung fir das im Jahr 2012 im Freistaat Thiringen geplante
demografische Themenjahr Kommunalwirtschaft statt. Gestaltet wurde sie
v om,erbundnetz fiir kommunale Energie® — ein Diskussionsforum
ostdeutscher Kommunalpolitik.

Die Vortrdge befassten sich mit den Aspekien derdemografischen
Entwicklung in Thdringen mit ihrer besonderen Relevanz fir die
Kommunalwirtschaft. Nach dem vorgelegten statistischen Material verlor
Thuringen von 1990 bis 2009 knapp 14% der Landesbevélkerung. Nach der
Prognose werden es bis zum Jahre 2030 noch einmal gut 18% sein. Insgesamt wird dies von 1990 bis 2030
einen Bevolkerungsriickgang um 800 000 Personen ausmachen. Die Landesbevélkerung wird damit auf ca. 1,84
Mio. im Jahre 2030 sinken. Vom Bevdlkerungsverlust tGberdurchschnittlich betroffen ist die Stadt Suhl mit 42% und
die Landkreise Kyffhauserkreis (35,3%), Greiz (32,6%), Saalfeld-Rudolstadt (30,8%) und das Altenburger Land
(29,4%) von 2009 bis zum Jahre 2030. Der Wartburgkreis liegt mit einem Rickgang um 23,8% im Mittelfeld der
Thiaringer Landkreise. Fur die Stadt Eisenach fallt der Verlustum 5,3% vergleichsweise noch gering aus. Einzig
die Stadte Erfurt, Jena und Weimar kénnen mit einem Bevélkerungszuwachs rechnen.

In dem Tagungsmaterial wird festgestellt: ,Hauptursache istund bleibt die geringe Fertilitat — auch in Thiringen
werden zu wenige Kinder geboren.“ Es wurde die durchschnittliche Geburtenzahl von 1,4 Kinder pro Frau genannt
— eine Zahl, die mich an ein Gedicht von Erich Kastner mit dem Titel ,Patriotisches Bettgesprach“ erinnerte, wo ein
Minister sich vor dem Landtag tiber den Geburtenriickgang echauffiert: ,Auf tausend Deutsche kAmen wohl pro
Jahr gerade 19 Komma 04 Kinder. 04! Und so was héalt der Mann fur wahr! Dass das nicht stimmen kann, sieht
doch ein Blinder. Die Kinder hinterm Komma kénnen bloB von ihm und anderen Ministern stammen. Und solcher
Dezimalbruch wird mal groB! Und tritt zu Ministerien zusammen.” In diesen Rahmen passte die Aussage des
Thiringer Ministers fir Bau, Landesentwicklung und Verkehr, Herr Christian Carius, der in seinem Vortrag
schlussfolgerte, dass vor dem Hintergrund der negativen demografischen Entwicklung die kommunalen
Dienstleistungen entweder teurer werden oder zurlickgebaut werden missten — ein Angebot, dass auf jeden Fall
nach Alternativen verlangt.

In der Tat bedeutet ein Geschehenlassen der negativen Bevélkerungsentwicklung fir die Kommunen unter den
Bedingungen des Staus quo eine immer geringer werdende Finanzausstattung und erhebliche Auswirkungen auf
die Aufgaben der Daseinsfirsorge wie die Wohnungswirtschaft, der OPNV, die Energieversorgung, der
Abfallwirtschaft, der Wasserver- und entsorgung , der Kultur etc. Deshalb kénnen und dirfen kinftige
Handlungstrategien sich nicht auf ein Reagieren im neoliberalen Sinne beschréanken. Der Analyse des Ist-
Zustandes missen MaBnahmen folgen, die Thiringen fur junge Menschen attraktiv macht und ihnen erlaubt,
verantwortungsvoll Kinder aufzuziehen und die den Seniorinnen und Senioren ein selbst bestimmtes Leben
sichert.

Dazu gehéren natiirlich eine ganze Menge Verdnderungen qualitativer Art, die eigentlich mit Handen zu greifen
und eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sind. DIE LINKE kann dabei sehr viel mehr tun als nur VerheiBungen
auf eine bessere Zukunft.

Die nachdenklichen, ernsten Gesichter der Birgermeister, Landrate, der Verwaltungsangestellten und der
Abgeordneten aus kommunalen Vertretungen und dem Landtag am Ende der Veranstaltung lassen hoffen, dass
in dem geplanten demografischen Themenjahr 2012 die Ursachen der auf dem Kopf stehenden Alterspyramide
klar benannt und die Handlungsoptionen sich darauf richten,lebens- und liebenswerte Arbeits- und
Lebensbedingungen in Thiiringen zu schaffen. Dazu gehért mit Sicherheit kein Niedriglohn.

Wolf stiitzt B19-Stellungnahme der Naturschutzbeirédte




Sanfte Alternativen méglich

LWir mussen diesen Unfug so schnell wie méglich beenden findet LINKE-
Landtagsabgeordnete Katja Wolf.
Sie nicht nur an einigen Sitzungen zum Thema ,B19-Verlegung*teilgenommen,
sondern auch die umfangreichen Unterlagen zum Raumordnungsverfahren gesichtet
. Danach bleibt ihr Einschatzung: ,Dieses Projekt ist unsinnig, alle Varianten sind an
Mensch und Natur vorbei geplant, die Planungsgrundlagen sind an vielen Stellen
oberflachig, die Verkehrsprognosen viel zu optimistisch und das eigentlich Ziel wird
nicht erreicht®, so Wolf. Lediglich die Ortsumgehung von Etterwinden sei sinnvoll,
alles andere gehére umgehend auf den Abfallhaufen der Planungsgeschichte. Fir
_ | fadenscheinig halte sie die Argumentation, eine Ortsumgehung gebe es nur mitder
Umverlegung der B19 uber Mosbach. ,Das ist ein Totschlagargument. Natrlich ist die Verkehrsberuhigung des
Ortes wichtig. Sie geht aber auch ohne die groBe Lésung!“ ist sich Wolf sicher.
Das eigentliche Ziel dieser Verlegung aus dem Raum Etterwinden/Wilhelmsthal durch den Thiringer Wald bis
nach Wutha sei jagewesen, vor allem dem Schwerlastverkehr eine schnellere Anbindung an die A4 zu
verschaffen.
Es gibt Alternativen fiir die bessere Anbindung des Sidthiringer Raumes. Mit der vorgeschlagenen Lésung werde
nur neuer Verkehr angezogen, die Belastungen wirden sogar noch steigen, ist sich die Abgeordnete und
Stadtratin sicher. ,Wer StraBen sat, wird Verkehr ernten! Dieser Weg istaber eine Sackgasse!” Stattdessen
brauchten wir Konzepte, LKWs weg zu bringen von der StraBe.
,Es wird nur ein massiver, zerstdrerischer Eingriff in die Natur erreicht, der zudem noch die Anwohner der
kiinftigen Neubaustrecke massiv belastet. Von den negativen touristischen Folgen gar nicht zu sprechen®, so Wolf.
Und auch bei den Baukosten flrchtet Wolf, dass diese nicht bei den jetzt angegebenen 100 bis rund 140 (je nach
Variante) Millionen Euro bleiben werden.
Die Flachenversiegelung ware enorm — auf Kosten der Natur aber auch nachfolgender Generationen. ,Das kann
nicht unser Ernst sein!*
Wolf wirft auch die Frage nach Grenzen menschlichen Handelns auf. ,Missen wir den Kamm eines Mittelgebirges
mit ungebremsten 100km/h Gberwinden? Muss ein unberiihrtes Waldstiick fiir den Geschwindigkeitswahn geopfert
werden? Ich finde nein!”
Fur die Linke-Politikerin bleibt das Fazit: ,Diese Strecke macht keinerlei Sinn. Hier sollen Millionen gegen die
Natur und den Menschen verbaut werden. Das kann nicht Sinn nachhaltiger Politik in Thiringen sein“.Alternativ
sei es méglich die vorhandene Strecke sensibel zu erweitern, Uberholméglichkeiten und Kriechspuren zu
schaffen, den Schwerlastverkehr starker auf die Autobahnen umzuleiten.
,Diese neue B19 darf nie gebaut werden! Der Preis ist viel zu hoch. Okologisch wie &konomisch.“, so Wolf
abschlieBend.

Problematik der Werraversalzung steht auf der Tagesordnung eines landeriibergreifenden Treffens

Das Thema der Werraversalzung ist seit einigen Jahren ein groBes Problem der Region. Von an Anfang hat sich
die Linke damit beschéaftigt und Alternativen gefordert.

Mitdiesem Umweltproblem befassen sich aber nicht nur Thiringer Abgeordnete und Kommunalpolitiker. Seit
geraumer Zeit treffen sich Landtagsabgeordnete aus Hessen und Thiringen regelmaBig. Die Thuringer
Abgeordneten Tilo Kummer, Katja Wolf, und die hessische Landtagsabgeordnete Marjana Schott stehen im
standigen Austausch. Am néchsten Montag kommt zudem die Europaabgeordnete Sabine Wils einem Gesprach
hinzu.

Besprechen will man das weitere Vorgehen zum Thema in den betroffenen Landtagen und dem européischen
Parlament.

Folgende Schwerpunkte sollen besprochen werden:

e Hauptthema: alternative Methoden der Kaliproduktion, vorgetragen von Dr. Ralph Krupp (evil. dazu
Vorbereitung von Anfragen in den Parlamenten und einer Veranstaltung im Herbst)

e Ergebnisse und Schlussfolgerungen aus dem Besuch einer Thiiringer Delegation bei der EU - Kommission

e Fragen der Haftung von Kund S

e eventuell Anforderungen aus der Meeresschutzrichtlinie im Zusammenhang mit der Pipeline an die
Nordsee

e bei Bedarf bzw. Notwendigkeit weitere Aspekte

Katja Wolf

Der Stadtrat und Vorsitzende des Sozial- und Bildungsausschusses in Eisenach, Uwe Schenke, fiihrt am 04.April,
seine monatliche Birgersprechstunde von 16 bis 17 Uhr in den Rdumen der Partei ,Die Linke“, GeorgenstraBe 25
durch. Im Mittelpunkt der Sprechstunde stehen die neuen Beschllisse des Bundestages zu SGB Il und Xl sowie
die Auswirkungen des Haushaltssicherungskonzepts der Stadt. In der Sprechstunde kénnen natirlich die Birger
auch andere Anliegen und Probleme vortragen. Zu dieser Zeit ist Uwe Schenke telefonisch erreichbar unter
213022. Termine kdnnen vorab unter Telefon 842236 oder unter der E-Mail-Adresse, uweatze@gmx.de vereinbart



werden.
Uwe Schenke,

Vorsitzender Sozial- und Bildungsausschuss Eisenach
Eisenach, den 03.04.2011

Vor Gericht wegen Demo gegen Neonazis?

Die Staatsanwaltschaft Dresden mdchte die Fraktionschefs der Linken im hessischen Landtag, Janine Wissler und
Willi van Ooyen, anklagen. Weil diese an der Blockade eines Neonazi-Aufmarschs mitgemacht haben.

Weiter:

Einladung zum nachsten Begegnungsfriihstiick
Am 04.04.2011 um 10Uhr im Abgeordnetenbdiro ,Katia Wolf“in der GeorgenstralBe 25

Friks
GEM!

In Eisenach leben zahlreiche Menschen in Hartz IV. Das Sparpaket der Bundesregierung macht es lhnen nicht
gerade leicht, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Die Neuerungen sind nicht alle auf den ersten Blick zu
durchschauen.

So findet seit geraumer Zeit einmal im Monat im Abgeordnetenbiiro von Katja Wolf in Zusammenarbeit mit dem
Stadtvorstand der LINKEN ein Begegnungsfriihstiick statt. Dort kdnnen Betroffene und interessierte Blirger ihre
Fragen und Probleme bei einem Frihstlick darlegen und sich austauschen.

Im April wird der Eisenacher Rechtsanwalt Roland Gerstner anwesend sein. Er wird dazu Auskunft geben, wie
man sich die Nachzahlung fir Kinder sichert und neue Leistungen flr sie beantragt. Wichtig ist dabei den
Abgabezeitpunkt nicht zu verpassen, der 30. April 2011.

Wir wiirden uns Uber eine zahlreiche Teilnahme freuen.

Michael Richter Katj Wolf
Stadtvorstand ,DIE LINKE. EISENACH* Abgeordnete des Thiiringer Landtages

Katja Wolf zum Equal Pay Day: 84 Tage mehr Arbeit sind 84 Tage zu viel
Es miissten noch 84 Tage in der Bundesrepublik vergehen, bevor Frauen das Jahresgehalt 2010 verdient
haben, das die Manner bereits am 31.12.2010 in der Tasche hatten. ,,Diesen Skandal bringt der Equal Pay Day
am 25. Méarz in Erinnerung, der stets jenen Tag markiert, an dem Frauen das ménnliche Jahresgehalt des
Vorjahres erwirtschaftet haben”, sagt Katja Wolf. Auch in Eisenach wird morgen auf diesen Umstand
aufmerksam gemacht, es wird vor dem Rathaus einen Infostand vom Arbeitskreis Frauen geben. Diesmal
seien es sogar 20 Tage mehr als in Europa durchschnittlich gesehen, wo Frauen im Durchschnitt 17,5
Prozent weniger verdienen als Ménner — im Gegensatz zu den 23 Prozent in Deutschland.

Die Griinde seien bekannt: Hoher Anteil von Frauen im Niedriglohnsektor, Ausfallzeiten wegen Familienphasen,
schlechtere Bewertung von so genannter weiblicher Arbeit und gldserne Decken an Hochschulen, in
Unternehmen, in den Fihrungsetagen. Entscheidend sei jedoch, was dagegen unternommen werde. ,In
Deutschland ist das immer noch viel zu wenig*, kritisiert die Eisenacherin. ,Alle beklagen diesen Umstand, aber
kaum jemand bekampft ihn wirklich.“ Notwendig sei eine ganz andere Wirtschaftspolitik, die Frauen nicht als
Reservearmee fiir ausfallende mannliche Fachkréfte ansieht, sondern Gleichstellung tatséchlich ernst meint. ,Da
aber in den Fihrungsetagen vor allem Manner sitzen und in den Kdépfen der Entscheider — ob in Wirtschaft oder
Politik — das Patriarchat fest verankert ist, kommen wir hier kaum voran®, kritisiert die Landespolitikerin.

DIE LINKE fordert ein umfassendes MaBnahmepaket, um die dauerhafte Schlechterstellung der Frauen zu
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beenden. Dazu gehéren:

ein flichendeckender gesetzlicher Mindestlohn von 10 Euro

d a sEnde der geringfligigen Beschaftigung und die Umwandlung von Mini-Jobs in
sozialversicherungspflichtige Beschéaftigungsverhaltnisse

Umverteilung der Arbeit durch die Verkiirzung der Arbeitszeit fir Vollbeschéftigte bei vollem Lohnausgleich
gleicher Lohn firr gleiche und gleichwertige Arbeit und damit auch

Besserbewertung von sogenannter weiblicher Arbeit

die Férderung einer familienfreundlichen Arbeitswelt

die gesetzliche Gleichstellung von Frauen und Mannern in der Privatwirtschaft und die

Foérderung von Frauen in Fiihrungspositionen u.a. durch Einflihrung einer 50-Prozent-Frauen-Quote

Neue Gebiihrensatzung zuriicknehmen

| In der Vorberatung zur Stadtratssitzung im Marz 2011 hat sich die Fraktion DIE
LINKE darauf verstdndigt zu verlangen, den Beschluss Uber die .
Anderungssatzung zur Satzung (ber die Erhebung von Gebiihren fiir die
Benutzung von Kindergarten und die Betreuung von Kindern in
Kindertagespflege von der Tagesordnung der Stadtratssitzung zu nehmen.

Als Griinde dafiir sehen wir mehrere Probleme:

Erstens wurde durch die Stadtverwaltung, véllig korrekt, eine Anhérung zu dem
PN o _| Geblihrenerh6hungsverlangen mit den Elternvertretungen der drei betroffenen
stadtischen Kmdertagesstatten durchgefihrt. An dieser Anhérung wollte unser Mitglied im Jugendhilfeausschuss
teilnehmen, um selbst zu héren, was fiir einen Standpunkt die Elternvertreter dazu haben. Das wurde unserem
Ausschussmitglied verweigert, obwohl der Jugendhilfeausschuss mit seinem besonderen Status Teil der
Stadtverwaltung ist. Ein solcher Vorgang ist fir uns nicht nachvollziehbar, und wir sind auch nicht gewillt, dies
hinzunehmen.

SchlieBlich sollen die Jugendhilfeausschussmitglieder sachkundig entscheiden, werden aber in ihren Rechten
beschnitten

Zweitens ergeben sich zwar aus dem zu realisierenden neuen Kindertagesstattengesetz des Landes Thuringen
theoretisch keine Kosten fiir die Kommunen, da diese vom Land erstattet werden. Aber die Praxis stellt sich so dar,
dass zum Beispiel seit der Giltigkeit des neuen Kitagesetzes ab dem neuen Kindergartenjahr August 2010 vom
Land 40 Millionen Euro fiir die verbleibenden 5 Monate bereitgestellt wurden, aber vorher den Kommunen 93
Millionen Euro entzogen wurden, sodass da schon unter dem Strich rund 50 Millionen Euro fehlen. Das bedeutet
fir finanzschwache Kommunen wie Eisenach, dass vermutlich weitere Gebihrenerhdhungen anstehen werden,
auch wenn laut Gesetz mit den so genannten Spitzabrechnungen die tatséchlichen Kosten eruiert werden sollen,
die angefallen sind Darliber muss erst mal Klarheit bestehen, ob nach der jetzigen Erh6hung der GebUhren die
néchsten anstehen und wie hoch sie ausfallen wird.

Darum sollte vor dem Beschluss zur Gebiihrenerhéhung klar sein. wie die Lasten tatsachlich insgesamt ausfallen.
Denn eins steht fest, eine Erhéhung der Gebihren um jetzt 25,6 % und eine mdgliche weitere Mehrbelastung ist
besonders durch diejenigen Familien kaum zu leisten, deren bereinigtes Familieneinkommen knapp Uber dem
Betrag der Geblhrenbefreiung liegt.

Karin May
Fraktionsvorsitzende

2. Mahnwache vor dem Eisenacher Rathaus

Zur 2. Mahnwache gegen die Atompolitik der Bundesregierung und zum Gedenken der Opfer in Japan trafen sich
erneut Uber hundert Blirger vor dem Eisenacher Rathaus. Auch ,DIE LINKE® und ,SOLID“ waren wieder mit dabei.

Michael Richter




Die Toten mahnen uns!

Mahnende Worte fand das Vorstandsmitglied der Eisenacher Partei ,DIE LINKE“ Norbert Gépfert in seiner Rede
am 18.03.2011 anlasslich der Kranzniederlegung vor dem Mahnmal der Mérzgefallenen in der Frankfurter StraBe.
Wie in jedem Jahr trafen sich Blrger, Gewerkschafter und Parteien aus der Wartburgstadt zum Gedenken an die
am 18.03.1920 fiinf ermordeten Eisenacher Biirger: August Gustav Schmidt, Friedrich August Voigt, Heinrich Adolf
Niemeier, Emil August Volkert und Karl Emil Mengel.

Im Marz 1920 fihrte der Kapp-Putsch auch in der Region Gotha und Eisenach zu Streiks und Unruhen. Nachdem
eine Militarpatrouille der Eisenacher Garnison bereits in der Nacht zum 17. Méarz funf Eisenacher Birger in einem
Waldstick nahe der ,Hohen Sonne“ mit Schusswaffen festgenommen hatte, wurde am Folgetag ein
patrouillierender Soldat von streikenden Arbeitern in der Stadt iberrumpelt und entwaffnet. Dieses Ereignis fihrte
seitens der Eisenacher Militirkommandantur zu einer Uberreaktion, einer sofortigen Machtprobe mit der
aufstandischen Bevolkerung. Mit dem Auftrag, die entwendete Waffe und den Tater in der Frankfurter StraBe
aufzuspuren wurde ein bewaffneter Trupp von Infanteristen und Kriminalpolizisten in Marsch gesetzt. Nachdem die
betreffende Person verhaftet worden war und die Waffe aufgefunden wurde kam es beim Abmarsch zu einer
tumultartigen Situation, in derdie Soldaten mit Handgranaten und Gewehrfeuer auf die Passanten und
herbeieilende Arbeiter zum Angriff Ubergingen. Hierbei blieben neben einigen Schwerverletzten die fiinf
genannten Eisenacher Birger mittddlichen Verletzungen auf der StraBe zuriick, die restlichen Beobachter der
Aktion flohen in Panik in umliegende Hauser und StraBen.

.Die Toten lehren und mahnen uns!“, so Norbert Gopfert in seiner Rede und verwies auf den wieder um sich
greifenden Braunen-Ungeist,

Michael Richte

Mahnwache am FuBe der Wartburg

Zu einer stillen Mahnwache fanden sich am heutigen Montag, so wie in vielen
| Orten unseres Landes auch, Eisenacher Birgerinnen vor dem Rathaus der
Stadt ein, um den Opfern der unvorstellbaren Naturkatastrophe in Japan ihr
tiefstes Mitgefiihl entgegen zu bringen. Gleichzeitig forderten die tber 100
Teilnehmer der spontan organisierten Veranstaltung ein Umdenken in der
Atompolitik unserer Bundesregierung und ein sofortiges Abschalten aller 17
Atomkraftwerke in Deutschland.

Michael Richter

Ein denkwiirdiger historischer Tag
Verdient schéne Momente.


http://www.dielinke-eisenach.info/Maerzgefallene/Rede_Nobi1.pdf

Das 100 jahrige Jubilaum der Begehung des Internationalen Frauentages, nahmen ,DIE LINKE* Wartburgkreis-
Eisenach, die Rosa-Luxemburg-Stiftung-Club-Eisenach und das Eisenacher Frauenzentrum zum Anlass, in das
Eisenacher Kleinkunsttheater ,Theater am Markt‘ zu einer Anti-Globalisierungskomédie nach Hans Weingartners
gleichnamigen Film ,Die fetten Jahre sind vorbei“ einzuladen. Die Uber fiinfzig Besucher lieBen sich von den vier
hervorragenden  Darstellern des zum Teil auch sehr emotionalen Stickes begeistern. Reslimee: Eine
gesellschaftliche Bestandsaufnahme, die auch nach dem Theaterabend zum Nachdenken anregt.

Michael Richter

Gegen neue Gebiihrenbescheide sollten alle Widerspruch einlegen

,Gegen die jetzt verschickten Geblhrenbescheide des Trink- und Abwasserzweckverbandes Eisenach-
Erbstromtal sollten alle Empfanger einen Widerspruch einlegen, sofern sie die Geblihrenerh6hungen nicht
akzeptieren®, fordert der Vorsitzende der LINKEN in der Wartburgregion, Sascha Bilay.

Der Kommunalrechtsexperte verweist darauf, dass mit den aktuellen Bescheiden ein grundsatzlich neues
Verfahren begonnen habe. Wer bereits im letzten Jahr einen Widerspruch eingelegt hatte, muss gegen den neuen
Bescheid nochmals vorgehen. Fiir diejenigen Blrgerinnen und Birger, die im Jahr 2010 keinen Widerspruch
eingelegt hatten, erbffnet sich zudem eine neue Chance, weil eben gegen jeden einzelnen Bescheid ein
gesonderter Widerspruch einzulegen ist. ,Wenn man also die friheren Widerspruchsfiihrer annimmt und die neue
Chance von Betroffenen hinzunimmt, die im Jahr 2010 keine Rechtsmittel eingelegt haben, misste die Welle des
Protestes jetzt deutlich starker ausfallen®, ermuntert der Linkspolitiker.

Sascha Bilay informiert dartber,dass dem Grunde nach der alte Widerspruch erneuert werden kann.
Insbesondere die Begriindung kénne Gbernommen werden, da nach seiner Einschatzung der Zweckverband nicht
alle Méglichkeiten ausgenutzt habe, die Gebilhren mdglichst niedrig zu halten. Ein Muster des Widerspruches
kénnten Interessierte im Wahlkreisbiro der Landtagsabgeordneten Katja Wolf oder im Internet erhalten.
AbschlieBend kindigt Bilay an, dass sich DIE LINKE im Landtag erneut dem Themawidmen und die
Landesregierung mit der aktuellen wirtschaftlichen Lage des Zweckverband konfrontieren werde. ,Bisher hat man
uns genaue Angaben verweigert, weil die Jahresabschliisse noch nicht vorliegen wirden. Mit dem Verschicken
der aktuellen Gebulhrenbescheide ist diese Verhinderungsbegriindung weggefallen®, erklart Bilay.

Sascha Bilay

Zum Musterwiederspruch

Katja Wolf (DIE LINKE.) fordert: Sicherung des Grundwassers durch Verpressungsstopp von Salzlauge

Angesichts der Mitteilung, dass der Diingemittelhersteller K+S kiinftig auf die Versenkung von Salzlauge in der
Gerstunger Mulde verzichten wolle, erklart Katia Wolf, Sprecherin fir Umweltpolitik der Fraktion DIE LINKE:
,Offenkundig ist das Thiringer Umweltministerium einem Irrtum aufgesessen. Solange in Kleinensee, direkt an der
tharingisch-hessischen Grenze, Lauge versenkt wird, gibt es keinen Grund zur Entwarnung!”

Das Agieren des Konzerns bezeichnet die Abgeordnete als hochérgerlich. K+S beabsichtige weiterhin, fir die
Salzeinleitung eine Ausweitung der Verpressungsgenehmigung in Hessen zu erlangen. ,Wieder schwingt bei all
dem mit, dass andernfalls Arbeitsplatze abgebaut werden missten. Das ist eine unzumutbare Drohung*, so Frau
Wolf weiter.

Von nachhaltigem Handeln sei K+S immer noch weit entfernt. ,Die Verpressung von Salzlauge belastet in einem
nicht hinnehmbaren MaB das Grundwasser und sollte nicht genehmigt werden. Kleinensee zeigt, dass die
zusténdigen Minister aus Hessen und Thiringen Klartext reden miissen®, sagt die Linksfraktion&rin und fordert zur
Sicherung des Grundwassers einen Stopp der Laugen-Verpressung in Hessen.

.Das Urteil des Verfassungsgerichts gegen Gerstungen zeigt, wie dringend geboten es ist, dass Regierungen und
Behdérden endlich handeln®, so Frau Wolf abschlieBend.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Alltag einer Politikerin



http://www.dielinke-eisenach.info/Docc/TAVEE Musterwiderspruch 030311[1].pdf

Am bundesweiten Aktionstag “Girls Day” beteiligt sich zum wiederholten Mal das
Abgeordneten Bulro Katja Wolfaus Eisenach. Frau Wolf ist Mitglied des Thiringer
Landtages. Sie ladt sechsjunge Madchen ein, sich ein Bild lber den Alltag einer
Politikerin zu machen. An diesem Tag kénnen Schilerinnen lernen, wie interessant und
spannend Arbeit als Politikerin sein kann. Katja Wolf méchte an diesem Tag sprich am 14.
April Schulerinnen die Méglichkeit geben, einen Einblick in ihre Arbeit zu bekommen. Sie
will ihnen sowohl ihr Biiro in Eisenach als auch durch den anschlieBenden Besuch des
Thiringer Landtags in Erfurt den Beruf der Politikerin n&her bringen.

Beginn: 9.00 Uhr Beginn mit einem Friihstiick im Abgeordnetenbiiro GeorgenstraBe 25 in Eisenach
gegen 11.00 Uhr Fahrt nach Erfurt

12.00 Uhr Mittag im Landtag

12.30 Uhr Besichtigung des Thiiringer Landtages

gegen 17.00 Uhr Rickfahrt nach Eisenach

Interessierte Madchen melden sich bitte bis zum 11. April unter

eisenach@katja-wolf.de oder 03691/735218.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Rechnungshof stellt fest: Land ist fiir Finanzsituation von Eisenach mit verantwortlich
,Der Landesrechnungshof hat unmissverstandlich klargestellt, dass das Landesverwaltungsamtin Weimar als
Aufsichtsbehdrde von Eisenach ein Totalausfall gewesen und damit fiir die gegenwartige Situation der Stadt mitin
Haftung zu nehmen ist. Damit steigt der Druck auf die Landesregierung, dass sie fiir die desolate Finanzsituation
von Eisenach mit verantwortlich gemacht werden muss*, erklaren gemeinsam Karin May als Vorsitzende der
Eisenacher Stadtratsfraktion und Sascha Bilay als Kreisvorsitzender der LINKEN in der Wartburgregion.

Weiter

Tabubruch im Bauausschuss

Eigentlich gibt es im Stadtrat und der ihm anh&ngenden Ausschiissen von Eisenach
einen Konsens der Demokraten, nicht fiir einen Antrag der NPD, dies schlieBt einen
| Redeantrag in den Ausschlissen mit ein, zustimmen. Im letzten Bauausschuss kam
| alles anders. Die Abgeordneten nicht nur der Linken sind empért.

“%| Die NPD bisher nur zum Zuhéren verdammt, darf im Ausschuss nur zu Wort kommen
oder eigene Redeantrdge einbringen, wenn sie ein Ausschussmitglied anderer
Fraktionen findet, der flir sie die Arbeit Gbernimmt. Mit dem Abgeordneten Peter
Gottstein (BFE) fanden sie ihr ,williges” Werkzeug, dieser hatte das Rederecht fiir die NPD in der letzten
Bauausschusssitzung beantragt.

Es passiert zum Gllick das, was mit Antrdgen dieser Partei geschehen sollte: Eine Mehrheit aus LINKE, SPD und
der Grinen stimmte gegen einen Redeantrag der rechtsextremistischen NPD und ihr somit eine Plattform zu
geben. Aber damit wurde der Konsens der Demokraten aufgebrochen, nicht fir einen Antrag der Rechtsextremen
zu stimmen, ich hoffe, dass diesem Vorfall eine Aussprache im Altestenausschuss folgt.

Meine Empfehlung: Keine Stimme fur Antrdge vom &uBersten rechten Rand, ,denn das ware ein Zeichen, dass
man sie auf Augenhdhe akzeptiert”.

Uwe Schenke,Stadtrat

Linke libergab Audimax e.V. Spende

Vergangene Woche konnte sich Nadine Kéchert vom Mehrgenerationenhaus uber
eine Spende freuen. Bei der Weihnachtstombola der LINKEN kamen 100 Euro
zusammen. Diese konnten Michael Richter und Christiane Leischner vergangene
Woche Uberreichen. Es ist Ihnen wichtig, das Projekt zu unterstitzen
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Katja Wolf im Dialog mit der Europdaischen Kommission

In der vergangenen Woche besuchte Katja Wolfgemeinsam mit ihrem
Abgeordnetenkollegen der Linksfraktion Tilo Kummer Brissel.
Konsultationen  mit  Vertretern  der Europdischen Kommission haben die
umweltpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Thiringer Landtag und der
landwirtschaftspolitische Sprecher in Briissel gefiihrt.
Im Mittelpunkt der Gespréache stand einerseits die Landwirtschaftsférderung aus EU-
™ Fonds. Die neuen Obergrenzen treffen vor allem groBe Agrarbetriebe in
Ostdeutschland. Die Abgeordneten der Linksfraktion haben die daraus resultierenden Probleme erlautert und in
Brissel Offenheit und Interesse vorgefunden, so Katja Wolf. Sie hoffe, dass sich jetzt ein Kompromiss finden lasse,
der die Situation des ostdeutschen Agrarsektors berticksichtigt. Ein weiteres Hauptthema bildete die Umweltpolitik.
Dabei wurde von Katja Wolf und Tilo Kummer lber die aktuelle Situation in der Studwestthiringer Kaliregion
informiert, die Verpressung von Kalilauge und die Laugeneinleitung in die Werra.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Ergebnisloser Hartz-IV-Verhandlungsmarathon ist schéabiges Schmierentheater

Angesichts der erneut ergebnislos vertagten Verhandlungen Uber die Hartz-1V-Reform erklart
die Eisenacher Landtagsabgeordnete Katja Wolf: ,Der Eiertanz um Hartz IV ist ein schabiges
Schmierentheater und ein unwiirdiges Geschacher auf Kosten der Armsten unserer
Gesellschaft!. Die LINKE fordert erneut das Uberwinden der unséglichen Hartz-IV-Logik.

Der wiederum gescheiterte Verhandlungsmarathon sei auch Ausdruck eines schamlosen
- | Taktierens auf dem Ruicken der Betroffenen, denn hier sei vermutlich auch eine Portion
parteipolitische Profilierungssucht im Spiel, kritisiert die Landtagsabgeordnete. Sie fordert mit
ihrer Fraktion ein Ende des absurden Gerangels und den Einstieg in Verhandlungen, die tatsachlich an den
Beddrfnissen der Betroffenen orientiert sind.

Die groBte Oppositionsfraktion in Thiringen fordertdie Landesregierung auf, sich auf Bundesebene fiir eine
sinnvolle und schnelle Lésung stark zu machen. Eine Erh6hung des Hartz-1V-Regelsatzes auf mindestens 433
Euro, wie sie auch die Diakonie Mitteldeutschland vorschlagt, und die Einflihrung eines flachendeckenden
gesetzlichen Mindestlohns sind unverzichtbare Bestandteile einer neuen und angemessenen Regelung, so Wolf
abschlieBend. Mit Blick auf Armutsiéhne in der Leiharbeitsbranche fordert sie: “Auch fiir diesen Bereich muss
gelten: Gleicher Lohn fiir gleiche Arbeit!"

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Parlamentsbeschliisse miissen mehr Gewicht gegeniiber der Regierung bekommen

Mit Respekt nahm die Fraktion DIE LINKE das Urteil des Thiiringer Verfassungsgerichtshofs im Verfahren
der Fraktion gegen die Landesregierung zur Versalzung der Werra letzte Woche zur Kenntnis, bei dem die
verfassungsrechtliche Wirksamkeit des Landtagsbeschlusses im Vordergrund stand.

Leider ist das Gericht den Argumenten der Linksfraktion nicht gefolgt ,und hat das Verfahren zum
Landtagsbeschluss vom 11. Oktober 2007 zur Verringerung der Werra-Versalzung nicht zum Anlass genommen,
die Einflussmdglichkeiten des Landtags auf das Handeln der Landesregierung zu starken“, so Katja Wolf
umweltpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Sie betont die Bedeutung der parlamentarischen Demokratie
und des Parlaments als direkte Vertretung der Birgerinnen und Birger, das dieses Vorgehen der
Landesregierung als nicht richtig ablehnt.

Im Ubrigen bleibe es dabei, so Wolf weiter, ,wir sagen Nein zur Kali-Lauge und wollen diese weder in der Erde
noch in der Werra haben. Der Kampf gegen die Werra-Versalzung muss weitergehen, dieser 6kologische Skandal
muss beendet werden®. Der Kali-Konzern misse entweder selbst seine Hausaufgaben erledigen oder dazu
gezwungen werden, laugenvermeidende Technologien einzusetzen.

AbschlieBend warnt die Politikerin angesichts der hier offenkundigen Entkoppelung des Parlamentswillens vom
Handeln der Landesregierung vor weiterer Politikverdrossenheit. Das Parlament miisse sich dringend um die
Starkung seiner Rechte und Gestaltungsmdglichkeiten gegenlber der Exekutive kimmern, nicht nur bei
6kologischen Problemen vor Ort wie der Werra-Versalzung, sondern auch in Gegenwehr zur birokratischen
Vereinnahmung der Landesparlamente von Brissel aus. Die Landtage seien heute in vielen Fallen nur noch
Vollzugsorgan dessen, was EU-Richtlinien vorgeben._

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)
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Kein politisches, sondern ein fachliches Problem im TAVEE

Der Zweckverband Trink- und Abwasserverband Eisenach-Erbstromtal (TAVEE)
hatte im Dezember 2009 riickwirkend zum 01.02. 2010 eine drastische Erh6hung
der Gebuhren fir die Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie erstmalig die
Einflhrung einer Grundgebihr beschlossen. Kurz zuvorerfuhren die
Verbandsrate von einem Defizit des Verbandes von rund 6 Millionen Euro, wenig
nachvollziehbar, da seit 2006 die Jahresabschliisse nicht vorlagen, und dieser
eklatante Mangel von der Verbandsfiihrung mit der Begriindung abgewiegelt
wurde, dass es Probleme mit den Ubertragungsbilanzen der neu
hinzugekommenen Mitgliedsgemeinden gegeben hatte. Die umgehend von der
Verbandsversammlung beschlossene Priifung durch die KPMG AG Wirtschaftspriifgesellschaft zur
OrdnungsmaBigkeit und Wirtschaftlichkeit in Schwerpunktbereichen des TAVEE brachte eine Vielzahl von zum
Teil erheblichen Méngeln in der Betriebsorganisation zutage. Der Verbandsvorsitzende und der Geschaftsfihrer
reagierten darauf véllig unangemessen. Anstatt der Verbandsversammiung ein Konzept zur Sanierung des TAVEE
vorzulegen, wurden kritische Verbandsrate beschimpft und die Prifergebnisse der KPMG verharmlost. Der
einsetzende Birgerprotest gegen den Ankindigungsbeschluss, die Grindung einerinzwischen fast 800
Mitglieder umfassenden Birgerinitiative und der Druck einiger Verbandsrate auf die Geschéftsfihrung wertete
diese in Verkennung der Lage als eine politische Kampagne

Dieser Meinung schloss sich auch Eisenach Oberblrgermeister Matthias Doht an und entzog Baudezernentin
Gisela Rexrodt die Vertretung der Stadt Eisenach in der Verbandsversammlung des TAVEE, obwohl die
Inkompetenz der Betriebsfiihrung des TAVEE langst offensichtlich geworden war und dies kein politisches,
sondern ein fachliches Problem ist. Das haben die beiden Veranstaltungen der Blrgerinitiative gegen die
GebUhrenerhéhungen mitihrem Vorsitzenden Klaus Stéber in Thal und Eisenach eindrucksvoll bewiesen.

Die Abwahl des Verbandsvorsitzenden am 19. Januar 2011 und die Freistellung des Geschéftsfiihrers waren dann
die logische Konsequenz. Die Wahl von Oberblirgermeister Matthias Doht zum Verbandsvorsitzenden und die
Entsendung von zwei stadtischen Beamten, die es im TAVEE richten sollen, werden kritisch gesehen. Der TAVVE
braucht letztendlich eine fachlich kompetente Verbandsleitung, die sich dariiber im Klaren ist, dass die Verwaltung
und Verwendung offentlicher Gelder im Sinne der Blrgerinnen und Birger und eine effiziente Betriebsflihrung
unabdingbar sind fur ein so wichtige Aufgabe der Daseinsflirsorge wie der Wasserver- und Abwasserentsorgung,
die fur alle bezahlbar sein muss.

Karin May

Ehrlichkeit, Mut und Offenheit
Stadtratin Christiane Leischner (DIE LINKE.) zieht Bilanz zum Jahr 2010 in Eisenach und gibt Ausblick auf
2011

Das neue Jahr ist gerade wenige Tage alt. Aber so richtig hat man sich noch nicht
daran gewdhnt 2011 zu schreiben. Alles ist noch frisch. Gelegentlich denkt man
aber UOber das alte Jahr nach. Politisch gesehen war 2010 fiir Eisenach sehr
turbulent. Man hatte keinen Haushalt, wusste nicht, wie es um den Opelstandort
Eisenach aussieht, stritt sich im Stadtrat heftig um Gebihrenerh6hungen und vor
| allem im und Uber den TAVEE. Eine umfassende Funktional- Verwaltungs- und

| Gebietsreform blieb aus. Nur eine solche, kénnte Eisenach weiterhelfen.
Zusammengefasst, kann man sagen ein schwieriges Jahr. Da darf man schon die
Frage stellen, wie geht es weiter?

Ich wiinsche und wiinschte mir als Kommunalpolitikerin fiir unsere Stadt, die wei3 Gott vor riesigen Problemen
stand und weiterhin stehen wird, eine sachbezogene Auseinandersetzung, da es um unsere Stadt Eisenach geht.
Aber eins sollte auch klar sein, da wo jemand falsch oder gar fahrlassig gehandelt hat, muss es auch
Konsequenzen geben. Natlrlich missen die Vorwiirfe auch Hand und FuB haben. Aber gerade beim Thema
TAVEE geht es schon langst nicht mehr nur darum wer Schuld oder Nicht- Schuld hat. Das Vertrauensverhéltnis ist
zerstort. Es muss, um nicht noch mehr Schaden entstehen zu lassen ein Neuanfang her. Und das so schnell als
moglich. Es ist nicht nur ein Schaden fiir den Verband entstanden, sondern fiir die gesamte Kommunalpolitik. Ich
wiinsche mir ein Ende mit Schrecken und kein Schrecken ohne Ende. Die Menschen miissen wieder das Gefiihl
bekommen, das Politik auch fir sie da ist.

Ob der besagte Neuanfang mit dem neuen Verbandsvorsitzenden Mathias Dohtein wirklicher Neuanfang ist,
muss sich erst noch zeigen. Man wird sehen, ob die Skeptiker recht behalten oder der Oberbiirgermeister in seiner
neuen nicht unumstrittenen Rolle Uberzeugt.

Gerade im Stadtrat hat mir ein Stiick Miteinander gefehlt. Meist ging es nicht um kommunale Sachpolitik, sondern
um ideologische Einstelllungen. Dies mussten gerade Die Griinen und DIE LINKEN. erfahren.

Der Oberbirgermeister Mathias Doht hat in seiner Rede zum Neujahrsempfang ein Zitat von Henry Ford benutzt:
LZusammenkunft ist ein Anfang. Zusammenbhalt ist ein Fortschritt.

Zusammenarbeit ist der Erfolg.”

Mankann in diesem Sinne nur hoffen, dass er sich das ganze Jahr an dieses Zitaterinnert und die
Zusammenarbeit aber auch die sachbezogene und nichtbeleidigende Diskussion mit allen demokratischen
Mitgliedern im Eisenacher Stadtrat sucht um Lésungen flir Eisenach zu finden.

Lassen Sie uns miteinander Probleme |6sen aber auch streiten, in einem angemessenen Disput, abseits von
Verleumdungen und Intrigen. In meinen Augen sollte es weit Uber die Parteigrenzen hinweg gehen, um




kommunale Probleme zu I6sen. Dazu gehért aber auch eine Portion Ehrlichkeit, Mut und Offenheit.

Keine Messungen zu erwarten - Landesregierung unternimmt nichts

Die Antwort der Landesregierung zeigt, dass sie in keiner Weise bereit ist, irgendwie
gegen die La&rmbelastungen und damit fir die Menschen, die entlang der neuen
Trasse der A4 leben, aktiv zuwerden’, bedauert die Eisenacher
Landtagsabgeordnete Katja Wolf (Linke). Sie hatte sich in einer Anfrage zu diesem
Thema an das Verkehrsministerium gewandt.

Der Larmpegel eines Verkehrsweges misse berechnet werden. Er dirfe laut
Bundes-Immissionsschutzgesetz und Verkehrslarmschutzverordnung nicht
gemessen werden, hatte Verkehrsminister Christian Carius (CDU) geantwortet.
Messungen  wirden  wegen  wechselnder  Witterung, unterschiedlicher
Verkehrsstérken sowie zufalliger Stérereignisse nicht zu reprasentativen Ergebnissen
fihren. Sie seien nicht W|ederholbar und nur fir einen bestimmten Ort und eine bestimmte Zeit glltig, so Christian
Caris. Er verstehe jedoch die Menschen, die sich die vormalige Ruhe zurlick wiinschten. Selbstversténdlich
kdnnten zusatzliche LaArmmessungen durchgefiihrt werden. Sie hatten jedoch keine Auswirkungen auf den
Beurteilungspegel. Vonseiten der StraBenbauverwaltung seien sie nichtbeabsichtigt. Da die Vorgaben zum
Larmschutz eingehalten wiirden, liege auch kein Grund vor, die Geschwindigkeit auf 130 km/h zu begrenzen.

Fur Wolf dagegen ist es unversténdlich, dass sich Carius hinter Paragraphen verschanze, ohne nach Lésungen fir
das Problem zu suchen. ,Das wird einem verantwortungsvollen Politiker, der im Sinne der Menschen agieren
sollte, nicht gerecht!" Weitere LarmschutzmaBnahmen seien schlieBlich nicht verboten und kénnten auch
nachtréglich finanziert und gebaut werden. Dass ein groBer Teil der betroffenen Gemeindegebiete
falschlicherweise als Mischgebiete eingestuft worden sei, diirfe nicht als Begriindung dafiir herhalten, dass sich
der Minister hinter Grenzwerten verstecke. ,Das Problem ist offensichtlich und wird nicht gelést, wenn man in Erfurt
davor die Augen verschlieBt.“ Eine Neufestlegung der Flachen als Wohngebiete sei erforderlich. Daran missten
sich dann die entsprechenden Grenzwerte orientieren.

Und selbstverstandlich, so Wolf, sei da auch ein Tempolimit von 130 Stundenkilometern ein geeignetes Mittel den
Menschen zu helfen. Dies habe zudem dann noch den zusétzlichen Charme, dass dies auch der Umwelt und der
Sicherheitim StraBenverkehr diene.

Die Eisenacher Abgeordnete kiindigte an, trotz dieser enttduschenden Antwort nicht in ihrem BemuUhungen
nachzulassen, die Situation fiir die LaArmbetroffenen zu verbessern und die Landesregierung dabei in die Pflicht zu
nehmen.

Diskussion: Babykorb seit 10 Jahren in Thiiringen

56 Kinder sind in Thiringen in den vergangenen zehn Jahren durch Babykdrbe und anonyme Geburten gerettet
worden. Dennoch kdénnten diese Einrichtungen nun zu einem Auslaufmodell werden. Wir haben Argumente fiir
und gegen den Babykorb zusammengetragen.

Interviev Mit Katja Wolf, hier weiterlesen

CDU CSU und FDP Wahlbetrug, Falschungen, Spendenskandale und Sonstiges

Weiterlesen:

Doht hat sich zur handzahmen Marionette von Kéckert gemacht

.Mit der Neuregelung zurVertretung von Eisenach im Wasser- und Abwasserzweckverband hat sich der
Eisenacher Oberbiirgermeister Doht zur handzahmen Marionette des Verbandsvorsitzenden und Eisenacher
CDU-Politikers Christian Kockert gemacht. Eine starke Stimme fiir Birgerfreundlichkeit und Transparenz wurde
mundtot gemacht’, erklart der Kreisvorsitzende der Partei DIE LINKE, Sascha Bilay.

Der Kommunalexperte halt die Begriindung des Oberbiirgermeisters Doht (SPD), Frau Rexrodt hatte sich als
Dezernentin von Eisenach gegen den mehrheitlichen Willen des Stadtrates gestellt, fiir haarstrdubend. Der in
diesem Zusammenhang erwahnte Antrag der LINKEN im Eisenacher Stadtrat hatte zum Inhalt, dass ein neuer
Verbandsvorsitzender gewahlt werden sollte. Hatte dieses Ansinnen umgesetzt werden kénnen, hatte Christian


http://www.thueringer-allgemeine.de/startseite/detail/-/specific/Diskussion-Babykorb-seit-10-Jahren-in-Thueringen-1551708486
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Kockert automatisch seine Funktion im Zweckverband verloren. Die blrgerfeindliche Mehrheitskoalition aus CDU,
SPD, BfE und FDP habe dieses verhindert, indem der LINKE-Antrag in geheimer Sitzung niedergestimmt wurde.
Stattdessen wurde im Zweckverband dariiber angestimmt, Herrn Kdckert abzusetzen. Diese zwei in Rede
stehenden Antrage seien deshalb inhaltlich véllig unterschiedlich. ,Der Antrag der LINKEN im Eisenacher Stadtrat
fand keine Mehrheit — folglich gibt es auch keinen Beschluss, den Frau Rexrodt hatte verletzten kénnen®, stellt der
Verwaltungsexperte klar.

Fir Bilay sei mit der Personalentscheidung des Oberbiirgermeisters klar, dass alle Hoffnungen der Biirgerinnen
und Birger, die Personalsituation in der Verbandsflhrung neu zuordnen und mdgliche Potentiale zur
Gebuhrensenkung zu diskutieren, zunichte gemacht wurden. Immerhin sei es der Eisenacher Oberbirgermeister
gewesen, der die drastischen Geblihrenerh6hungen im letzten Jahr vehement verteidigt und letztlich durchgesetzt
hatte. Als gesetzlicher Vertreter im Zweckverband vereinigt Matthias Doht die Héalfte aller Stimmen in der
Verbandsversammlung. Auch die von ihm favorisierte Uberpriifung des Verbandes sehe Bilay kritisch, da die Stadt
eigene Interessen im Zweckverband verfolge. ,Herr Doht hatte die Gebilhrenerhéhung damit begriindet, dass
andernfalls die Stadt einen Teil des Defizits tragen misste. Schon allein deshalb kann eine solche Priifung nicht
mit der gebotenen Neutralitat erfolgen®, mahnt Bilay.

Auch die personellen Verstrickungen von Herrn Kéckert lieBen es nicht zu, dass eine Uberpriifung durch die
Stadtverwaltung sachgerecht sei. Herr Kéckert sei nicht nur Verbandsvorsitzender, sondern eben auch Mitglied
des Stadtrates und als ehrenamtlicher Beigeordneter zugleich einer der Stellvertreter des Oberblirgermeisters.
~Somit gibt es vielfaltige Moglichkeiten, auf die vorgesehene Priifung EinfluB zu nehmen. Schon allein wegen des
Verdachts, hier kdnnte etwas verschleiert werden, sollte besser der Landesrechnungshof die Tiefenprifung
Ubernehmen*, betont abschlieBend Sascha Bilay.

Sascha Bilay, Kreisvorsitzender

Peinlich, Herr Oberbiirgermeister

Herr Gottstein, Fraktionsvorsitzender der , Birger fir
Eisenach“ hat im Auftrage seiner und derdrei anderen
Koalitionsfraktionen in der Hauptausschusssitzung in der
vergangenen Woche den Oberblirgermeister aufgefordert,
die Stadt Eisenach in der Verbandsversammlung selbst zu
vertreten. Damit hat er den Oberbirgermeister von dem
Zwang zu eigener Entscheidung befreit. Ich frage mich
allerdings, ob wirklich alle Stadtrate der ,alternativiosen
Koalitionsfraktionen* (Zitat des Oberbirgermeisters zum
Neujahrsempfang 2011) diese Entscheidung so mittragen.
Wenn dem so ware, waren sie zu Laufburschen geworden,
" . denen die Fahigkeit zum kritischen Denken véllig abhanden

gekommen ist. Wer sich wirklich inhaltlich mit dem Gutachten
der KPMG-Prifgesellschaft , den Stellungnahmen der Sachgebietsleiter des TAVEE dazu, den berechtigten
Kritiken der Verbandsrate, die sich die Fahigkeiteigenen Denkens trotz Herrn Kdckert erhalten haben, den
ebenfalls sachverstandigen Argumenten der Biirgerinitiative und dem Agieren der Verbandsfiihrung befasst hat,
kommt zu dem Schluss, dass weder der Verbandsvorsitzende noch der Geschaftsfiihrer fahig sind, den Trink- und
Abwasserverband fachlich kompetent zu filhren. Und deshalb ist nicht Frau Rexrodt, sondern die alte
Verbandsfihrung unberechenbar fir die Birgerinnen und Birger und nicht mehr tragbar. AuBerdem ist ein
Verbandsvorsitzender, der es sicht stets angelegen sein lasst, den Vorbringer unerwiinschter Einwande
abzukanzeln, dass einem auch als Zuhérer in der Verbandsversammlung die Schamréte ins Gesicht steigt und
der, wie jlngstgeschehen, ihm nicht genehme Tagesordnungspunkte aus der Dezembersitzung , die nicht
beschlossen werden konnten, nicht wieder aufnimmt, auch deshalb véllig ungeeignet, an der Spitze der
Verbandsversammlung zu stehen.

Dass Sie, Herr Oberblrgermeister, die Lage so verkennen und aus dem fachlichen ein politisches Problem
machen wollen, ist ein unbegreiflicher Vorgang. Sie hatten besser daran getan, nach den Feststellungen der
Prifgesellschaft KPMG den Geschaftsfiihrerund den Verbandsvorsitzenden zu beurlauben und den
Landesrechnungshof zu einer umfassenden Priifung des TAVEE einzuschalten. Das ware ihre Pflicht gewesen.
Mit ihrer Entscheidung, Frau Rexrodt als ,Risiko fir die GroBe Koalition* von CDU, SPD, FdP und BfE im Stadtrat
als Vertreterin der Stadt Eisenach aus der Verbandsversammlung zu nehmen, haben Sie selbst erheblich an
Vertrauen verloren.

———

Karin May
Fraktionsvorsitzende DIE LINKE

Katja Wolf fragt zur Sanierung der Wartburgauffahrt

Umfangreiche Diskussionen beschéftigten sich im letzten Jahr mit der Sanierung der
Wartburgauffahrt.

Diese konnte aufgrund fehlender Eigenmittel lange Zeit, trotz dringendem Bedarf,
nicht durchgefihrt werden.

Spéter war zu vernehmen, dass das Thiringer Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und
Technologie den fehlenden Eigenanteil der Stadt iibernimmt.

Auf Nachfrage im Landtag machte die Landesregierung jedoch deutlich, dass diese




aufbrachte.

Weiterhin wurde mitgeteilt, dass noch nicht alle Férderbedingungen geklért seien, da
u.a. die entsprechende positive Stellungnahme der Denkmalbehérden fehle.

Nun fragt Stadtratsmitglied Katja Wolf (DIE LINKE) nach.

Sie méchte wissen, wie die Mittel aufgebracht wurden. Transparenz sei notwendig.

So stelle sich schon die Frage, warum die angeboteten Mittel des Wirtschaftsministeriums scheinbar nicht genutzt
wurden. “Welche Griinde gibt es, dass die offensichtlich pleite Stadt “geschenktes” Geld nicht annimmt?! Das klingt
doch sehr merkwiirdig”, so Wolf.

Ein weiter Punkt, welcher der Klarung bedarf, sei die Frage nach der Einschatzung der Denkmalbehérden. Eine
notwendige positive Stellungnahme lag offensichtlich selbst nach Abschluss der Arbeiten nicht vor. Damit hatten
diese ggf. nicht begonnen werden dirfen.

Wolf erhofft sich auf ihrer Fragen eine Klarstellung des Oberbiirgermeisters.

Christian Kéckert sollte aus freien Stiicken die erforderlichen Konsequenzen ziehen

s-Unabhéangig von der durchaus fragwiirdigen Rechtseinschatzung des Landesverwaltungsamtes zur Abwahl des
Vorsitzenden des Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Eisenach-Erbstromtal sollte Christian Kéckert die
erforderlichen Konsequenzen ziehen und erklaren, dass er fiir weitere Aufgaben nicht zur Verfligung steht, da das
Vertrauensverhéltinis innerhalb des Verbandes nachhaltig gestort ist’, fordern Frank Kuschel (MdL) und Sascha
Bilay (Kreisvorsitzender) der LINKEN.

Fur die beiden Kommunalrechtsexperten stehe auBer Frage, dass eine Abwahl des Verbandsvorsitzenden
zwangslaufig in geheimer Art und Weise zu erfolgen habe, sei doch bereits die urspriingliche Wahl geheim erfolgt.
,Es Dbleibt schleierhaft, weshalb das Landesverwaltungsamt meint, dass bei der Wahl eines Amtsinhabers die
Geheimhaltung bediirftig sein soll, aber die Abwahl als besonderer Ausdruck der Missbilligung offen zu erfolgen
habe. Diese verquere Logik erschlieBt sich einem nicht‘, kommentieren die beiden Linkspolitiker.

Zudem sei auBerst fraglich, weshalb das Landesverwaltungsamt auf die in der Verbandssatzung enthaltene Zwei-
Drittel-Mehrheit abstelle. Prinzipiell verlange das Gesetz nur eine einfache Mehrheit bei den Beschlissen. Die
nunmehr in Rede stehende Mehrheit von zwei Dritteln verlange das Gesetz nur in besonderen, ausdricklich daflr
vorgesehenen Fallen, wozu die Abwahl des Zweckverbandsvorsitzenden nicht gehére. Dass ausgerechnet die
staatliche Aufsichtsbehérde, die dem Innenministerium zugeordnet ist, einen offensichtlichen Versto gegen
geltendes Recht unterstiitzt, befremdet jeden Beobachter und zeigt, dass diese Behdrde prinzipiell nicht geeignet
ist, den problematischen Eisenacher Zweckverband tberhaupt zu beaufsichtigen. Eine direkte Verlagerung der
Aufsichtsfunktion in das Innenministerium kénnte mehr Vertrauen erzeugen. ,Die aktuelle Rechtseinschatzung des
Landesverwaltungsamtes kann allenfalls als Gefalligkeitsgutachten fiir einen Parteigenossen gewertet werden,
dass den mehrheitlichen Willen der demokratisch legitimierten Verbandsrate ignoriert®, erklaren Kuschel und
Bilay.

Fur die beiden Kommunalexperten bleibt auch fraglich, weshalb die Behdrde in Weimar angedroht hat, den
Abwahlbeschluss zwangsweise aufzuheben, sollten die Verbandsrate nicht freiwillig die angeblich rechtswidrige
Abwahl von Herrn Kdéckert zurlicknehmen. Vollkommen offen bleibt dabei die Frage, was passieren wiirde, wenn
die Verbandsrate die vermeintlichen Mangel zur Abwahl des Verbandsvorsitzenden in einer der nachsten
Sitzungen ausrdumen wirden und die Abwahl in einem neuen Verfahren mit dem bekannten Ergebnis
wiederholen. Dann allerdings sollte das Landesverwaltungsamt nicht erneut vorschnell und grobschlachtig
prifend den mehrheitlichen Willen der Verbandsréte konterkarieren. ,Ohnehin muss sich die Landesregierung in
der néachsten Landtagssitzung um den Vorsitzenden des Zweckverbandes kimmern, bekommt doch das ganze
Verfahren mit der Parlamentsanfrage ein zusatzliches landespolitisches Gewicht, betont abschlieBend Frank
Kuschel mit Verweis auf seine jingste Anfrage im Landtag.

Cim -'rf".'i‘? Mitfinanzierung nicht notwendig war, da die Stadt die fehlenden Eigenmittel selbst
; =, .
A\

Frank Kuschel, MdL
Sascha Bilay, Kreisvorsitzender

Thiringer Landtag DS 5/
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Miindliche Anfrage
des Abgeordneten Kuschel (DIE LINKE)

Abwahl Vorsitzender TAV Eisenach-Erbstromtal rechtswidrig?

Die TLZ Eisenach berichtet am 31.Dezember 2010, dass das Thuringer Landesverwaltungsamt als
Rechtsaufsichtsbehérde die Auffassung vertritt, dass die erfolgte Abwahl des Verbandsvorsitzenden des
Trinkwasser- und Abwasserzweckverbandes Eisenach-Erbstromtal (TAV EE) rechtswidrig sei und deshalb der
Beschluss beanstandet werden soll.

Das Landesverwaltungsamt riigt dabei Verfahrensfehler und Fehler bei der Abstimmung und Auszéhlung der
Stimmen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wer hat das Landesverwaltungsamt wann mit der RechtsmaBigkeitsprifung des Abwahlverfahrens gegen
den Vorsitzenden des TAV EE beauftragt?

2. Unter welchen Voraussetzungen kann die Verbandsversammlung eines kommunalen Zweckverbandes
der Wasserver- und Abwasserentsorgung ihren Vorsitzenden abwé&hlen bzw. abberufen und inwiefern
lagen diese Voraussetzungen im nachgefragten Fall vor?

3. Wiemuss sich das Verfahren der Abwahl/Abberufung des Vorsitzenden eines kommunalen
Zweckverbandes der Wasserver- und Abwasserentsorgung gestalten, um aus Sicht der
Rechtsaufsichtsbehérde keine Beanstandung vornehmen zu missen und inwiefern gabes
Verfahrensfehler im nachgefragten Fall?



4. Wie soll sich aus Sicht der Landesregierung die Arbeit in der Verbandsversammlung des TAV EE
gestalten, wenn sich einerseits eine Mehrheit der Verbandsrate ineinem Verfahren gegen den
Verbandsvorsitzenden ausgesprochen hat, andererseits dieses Abwahl-/Abberufungsverfahren von der
zustandigen Rechtsaufsichtsbehdrde als rechtswidrig bewertet wird und somit der Verbandsvorsitzende
weiter im Amt verbleibt?

Frank Kuschel

Offener Brief von Thiiringer Kommunalpolitikerlnnen zur Finanzlage der Kommunen

Die Finanzlage der Thiringer Kommunen ist seit Jahren angespannt.
Ursache der Krise sind vor allem politische Entscheidungen des Bundes,
die durch das Land mit zu verantworten sind.
Bereits das Jahr 2010 galt als das finanzpolitisch schwierigste Jahr fur die
Thiringer Kommunen seit 1990. Im Ergebnis der mehrheitlichen
Entscheidungen des Landtages zum Landeshaushalt2011 und den
& Anderungen des Finanzausgleichsgesetzes miissen die Gemeinden und
i Stadte feststellen, dass keine Verbesserungen ihrer finanziellen Lage zu
ﬁ\ L || erwarten sind. Ganz im Gegenteil, die Finanznot der Thiiringer Kommunen
wird sich im Jahr 2011 weiter verschérfen.
Als gravierend werden sich dabei die ungeldste Finanzierung der Kindertagesstatten und die fragwirdigen
Berechnungen der Landesregierung zum kommunalen Bedarf auswirken. Nunmehr werden in den Thiringer
Kommunen auch noch die letzten so genannten freiwilligen Leistungen vor Ort zur Disposition gestellt. Obwohl
sich die kommunalen Vertreter in den Gemeinderaten und Stadtraten trotz der angespannten Finanzlage aus wohl
Uberlegten Griinden fiir die Aufrechterhaltung der kommunalen Leistungen eingesetzt haben, die meist nur durch
enorme Kraftanstrengungen zu realisieren waren, stehen auch diese letzten Reste kommunaler Selbstverwaltung
in Frage. Diese Entscheidungen treffen die meist ehrenamtlichen Kommunalpolitikerlnnen nicht aus freien
Stiicken, sondern weil die Mehrheit des Landtages auf Vorschlag der Landesregierung einen entsprechenden
Druck auf die Kommunen ausuben.

Die Unterzeichnerinnen dieses offenen Briefes rufen die politisch Verantwortlichen in Thiringen auf, die
fortgesetzte Drangsalierung der Thiringer Kommunen zu beenden und dafiir Sorge zu trage, dass keine weiteren
freiwilligen Leistungen vor Ort eingeschrankt oder aufgegeben werden missen.

Die Unterzeichnerinnen dieses offenen Briefes fordern die die Abgeordneten des Landtages auf, sich schnellst
mdéglich fir eine transparente und sachlich richtige Finanzierung der Kindertagesstétten einzusetzen, ohne dass
dabei das Gesamtvolumen der bisherigen Kita-Finanzierung in Frage gestellt wird. Dabei werden eine
vollstindige Herausnahme der Kita-Mittel aus dem Kommunalen Finanzausgleich und die Einordnung im
Haushalt des zustandigen Ministeriums favorisiert.

Die Unterzeichnerlnnen dieses offenen Briefes fordern die Abgeordneten des Landes auf, die Neuregelungen des
Thuringer Finanzausgleichsgesetzes zur Erh6hung der fiktiven Hebesatze wieder riickgangig zu machen, so dass
kein gesetzlicher Druck zur Erh6hung der gemeindlichen Hebesatze vor Ort besteht.

Die Unterzeichnerlnnen dieses offenen Briefes fordern die Landesregierung auf, die Berechnungsmethoden zur
Ermittlung des angemessenen Finanzbedarfs der Thiringen Kommunen vollstandig offen zu legen und zu
erklaren, aus welchen Griinden die Einnahmen der Kommunen kiinstlich nach oben und die Ausgaben der
Kommunen kiinstlich nach unten gerechnet werden.

Die Unterzeichnerinnen dieses offenen Briefes fordern die Landesregierung auf, sich auf Bundesebene fir eine
umfassende Reform der Kommunalfinanzen in der Bundesrepublik einzusetzen, die dazu fiihrt, die die Einnahmen
der Kommunen planbar und verl&sslich werden.

Sascha Bilay

Schulnetzplanung oder Chaos?

Mit dem Schuljahr 2011/12 endet der giltige Schulnetzplan der Stadt
Eisenach. Die Erarbeitung, Diskussion und Verabschiedung eines neuen
Planes steht an. Jedoch:

Wahrend in den meisten Thuringer Stadten und Landkreisen die neuen
Schulnetzplane bereits durch die zustdndigen Fachamter erarbeitet und
zur Diskussion stehen bzw. bereits verabschiedet wurden, macht sich in
Eisenach allein der Bildungsausschuss des Stadtrates Gedanken, wie es
weitergehen soll. Eigentlich hatte, eines ausreichenden Zeitrahmens
wegen, der Entwurf eines neuen Schulnetzplanes bereits im September
vom Oberbiirgermeister in den Stadtrat eingebracht werden miissen. Stattdessen setzt sich der Ausschuss hin,
macht die Verwaltungsarbeit und erbittet von der zustandigen Dezernentin Frau Lieske die statistischen Zahlen,
erteilt Prifauftrage an die Verwaltung und erhalt zudem noch ein Zahlenmaterial, dass nicht stimmt, aber nicht
genug damit: Der Schulausschuss begibt sich in Klausur wegen erster Uberlegungen, vereinbart Stillschweigen
und erfahrt prompt aus der Zeitung, was diskutiert wurde.

Bezeichnend fiir den Zustand des Dezernates ist der aus der Lokalpresse vom 14.12. 2010 zu lesende Satz:
+Welche Vorschlage die Verwaltung fiir ihren eigenen Fortschreibungsvorschlag Gbernimmt, zeigt sich im Januar”.
Gibt's zwei Konzeptionen, eine der Verwaltung und eine des Ausschusses?

Ich glaube, ein solcher Vorgang ist einmalig in Thiringen. Der Oberbiirgermeister ist zuerst in der Pflicht, die
Fortschreibung des neuen Schulnetzplanes zu erarbeiten. Wenn der Ausschuss des Stadtrates aufgrund der
langen Verzdgerung letztendlich selbst die Initiative ergreift, hatte doch die zustédndige Dezernentin von Amts- und
Fachkenntnis wegen dem Einhalt gebieten missen. In der Stadt Jena beispielsweise wurde eine gemeinsame




Arbeitsgruppe, bestehend aus Fachamt und Vertretern der politischen Ebene, gebildet, um den neuen
Schulnetzplan im Entwurf zu erarbeiten. Da lehnt sich der Oberblirgermeister nicht zuriick und wartet, was der
Ausschuss macht. Das wére ja auch in Eisenach das mindeste an Organisation gewesen. Wollen die Dezernentin
Frau Lieske und der Oberbiirgermeister hier Verantwortung abschieben und den Ausschuss zum ,Siindenbock"
machen, wenn es unvermeidliche Auseinandersetzungen um den neuen Schulnetzplan gibt? So eine
Arbeitsweise, wie geschildert, ist nicht geeignet, Aufgaben verantwortungsvoll zu I6sen!

Karin May

"Ahnungslose" Heuchler

Union und FDP wollen das Stasi-Unterlagengesetz noch in diesem Jahr andern.

Derzeitist es nur bis 2011 erlaubt, éffentlich Bedienstete auf eine Stasi-Mitarbeit hin zu Uberprifen. Nach dem
Willen der schwarz-gelben Koalition sollen die Regellberprifungen bis 2019 mdglich bleiben, zitiert die
"Mitteldeutsche Zeitung" den FDP-Berichterstatter im zustdndigen Bundestagsausschuss fur Kultur und Medien,
Reiner Deutschmann.

Weiterlesen

Die LINKE.:Trotz angekiindigter Gebietsreform verweigert Landtag Problemlésung zu Eisenach

,Obwohl der CDU-Fraktionsvorsitzende erst am Donnerstag eine Gebietsreform fir 2020 in Aussicht gestellt und
damit zumindest die unnachgiebige Blockade in diesem Bereich aufgeweicht hat, konnten sich CDU, SPD, FDP
und Biindnis 90/Griine nichtdazu durchringen, dem Gesetzentwurf der LINKEN zur Aufgabe der Kreisfreiheit zu
folgen*, informieren die beiden Landtagsabgeordneten der LINKEN aus der Wartburgregion, Katja Wolf und Frank
Kuschel. Fiir beide sei klar, dass sich hierbei die SPD hinter einer grundsatzlichen Gebietsreform verstecke, die es
aber auf absehbare Zeit nicht geben werde.

Der Landtag hatte am Freitag in abschlieBender Beratung Uber den Antrag der LINKEN zu entscheiden. Damit
sollte Eisenach wieder in den Wartburgkreis zurlickgefihrt werden, um so die drickende Finanzlast, die
unmittelbar im Zusammenhang mit der Kreisfreiheit stehen, zu nehmen. Fiir die Biirgerinnen und Blrger der Stadt
hatte dieser Vorschlag keine Auswirkungen, da fiir eine Ubergangszeit bis 2019 das Landratsamt alle
notwendigen Verwaltungsstelen in der Wartburgstadt vorhalten sollte. Daflr hatte das Land einen finanziellen
Ausgleich zahlen sollen. ,Es ist schon bemerkenswert, dass die Landtagsabgeordneten zusehen, wie eine
bedeutende Stadtin vélliger Hilflosigkeit erstarrt, weil samtliche Entscheidungen vom Land abgesegnet werden
mussen. Die Neuregelung zur Erhéhung der Schlisselzuweisungen fiir die drei kleinen kreisfreien Stadte werde
daran nichts adndern. Anstatt neue Handlungspotentiale fir Eisenach zu erméglichen, wird die Stadt weiter ab
Gangelband des Landes festgezurrt, kritisieren die beiden Parlamentarier.

Obwohl alle Seiten betonten, dass fiir Eisenach eine Lésung gefunden werden misse, fand keine Beratung des
Gesetzentwurfes in den Ausschiissen statt. Selbst die Vertreter der Thiringer SPD blockierten die inhaltliche
Auseinandersetzung in den Fachgremien. ,Schon allein im Interesse des SPD-Oberblirgermeisters héatten die
kleinere Koalitionsfraktion zumindest die Diskussion zulassen missen, um eine Anhérung der kommunalen
Vertreter aus der Region im Ausschuss zu erméglichen®, erklaren abschlieBend Katja Wolf und Frank Kuschel. Die
heutige Entscheidung ist fir Eisenach mit all seinen Problemen auf keinen Fall zielfuhrend.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)
Frank Kuschel(MdL)

Landesrechnungshof soll Tiefenprifung des Zweckverbandes durchfiihren!

Die Tiefenprufung des Trink- und Abwasserverbandes Eisenach-Erbstromtal soll nach
Auffassung der Burgerinitiativen durch den Thiringer Landesrechnungshof erfolgen. Nur
so kdnne gewahrleistet werden, dass eine unabhéngige Instanz die Tatigkeiten des
Zweckverbandes seid 2005 Uberpriife. Die derzeit im Raume stehende Uberpriifung
durch das Rechnungspriifungsamt der Stadt Eisenach lehnen die Blrgerinitiativen ab.
| | Als Mitgliedskommune im Zweckverband steht die gebotene Neutralitét von Eisenach in
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— Frage. Zudem habe der Oberbiirgermeister Doht (SPD) der Wartburgstadt Giberhaupt die
GebUhrenerhéhungen ermdglicht. Letztlich bestehe nach Auffassung der von den Gebihrenerh6hungen
Betroffenen die Gefahr, dass Christian Kdckert (CDU) als ehrenamtlicher Beigeordneter und Stadtrat der Stadt
Eisenach auf die méglichen Priifungen innerhalb der Stadtverwaltung Einfluss nehme.

Eine Tiefenprifung durch den Landesrechnungshof biete auch den Vorteil, dass keine zuséatzlichen Kosten
entstehen wiirden. Somit waren die Bedenken des Verbandsvorsitzenden, dass die Kosten méglicher Weise auf
die Gebihrenzahler umgelegt werden miissten, gegenstandslos. Selbst die Aufforderung, dass die Stadt Eisenach
die Kosten des Verfahrens tragen misse, wenn die Stadt eine solche Tiefenpriifung haben wolle, sei damit
obsolet; zumal allen Beteiligten klar sein muss, dass Eisenach aufgrund seiner Finanzlage niemals diese Kosten
wirde schultern kénnen. Diesem Versuch des Verbandsvorsitzenden Christian Kéckert, auf diese Art und Weise
eine Tiefenprifung zu sabotieren, stellen deshalb die Burgerinitiativen den Vorschlag zur Prifung durch den
Landesrechnungshof entgegen.

Das nachste planméBige Treffen zur Koordinierung der Burgerinitiativen wird am Montag, den 17. Januar 2010, in
der Gaststatte ,Augustiner” stattfinden. Dann soll auch die angekiindigte Verbandsversammlung am 14. Januar
2010 ausgewertet werden, zu der Christian Kéckert als Verbandsvorsitzender und Thomas Fritz als
Geschéftsflihrer ihren Ricktritt von allen Funktionen im Zweckverband erklaren sollen.

Zur nachsten Koordinierung will sich der Sprecherrat der Birgerinitiativen auch Uber weitere
offentlichkeitswirksame Aktionen verstandigen. Aufgrund von verwaltungsrechtlichen Vorschriften misste der
Zweckverband zu Beginn des neuen Jahres neue Bescheide verschicken, um die erhdhten Gebihrenforderungen
im Jahr 2011 durchsetzen zu kénnen. Der Sprecherrat fordert alle Blrgerinnen und Birger auf, zu diesen
bevorstehenden Bescheiden ebenfalls Widerspriche einzulegen. Der Sprecherratwird rechtzeitig
Musterwiderspriiche zu den bevorstehenden Geblihrenbescheiden veréffentlichen.

Sascha Bilay, im Namen des Sprecherrates

Willkommen im modernen Faschismus

Jetztgeht doch die Bundesregierung her und wendet die gleiche
HAB ANGST! schamlose Angstmacherei an, wie es dieser Faschist Bush und sein

2 Nachfolger Obama schon seit Jahren machen. Sie hat verkiindet,
Deutschland steht im Fadenkreuz von Terroristen und hat Hinweise von
befreundeten Geheimdiensten erhalten (lach), dass es noch in diesem
Monat einen Terroranschlag geben soll.

Hier weiterlesen:

Links statt lasch

Gastkommentar von Sahra Wagenknecht: Zum Programmkonvent der Linkspartei, erschienen in der "jungen Welt"
am 06.11.2010

Am Sonntag tagt der Programmkonvent der Partei Die Linke in Hannover. Wie groB3 das
Interesse an der Entwicklung ist, die die Partei nimmt, zeigt sich auch an den mehr als 900
Anmeldungen. Dabei gewinnen die innerparteilichen Auseinandersetzungen um den
Programmentwurf an Schérfe. Bereits seit Vorlage des Textes im Friihjahr durch Oskar
Lafontaine und Lothar Bisky arbeiten die sogenannten Reformer daran, ihn mieszumachen
und die Vorlage eines komplett neuen Entwurfs zu fordern. lhnen ist offenbar ein Dorn im
Auge, dass der Programmentwurf ein klares Profil hat. DaB deutlich benannt wird, was Die
Linke will, und auch, was nicht.

Weiterlese

Einfach abschalten!
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Vor dem Bahnhof des kleinen Thiringischen Ortes Wutha-Farnroda versammelten sich am Morgen des
23.10.2010 ca. 40 Atomkraftgegner, um gegen die offenbar geplanten Castortransporte, die kiinftig auch durch
Thuringen fahren kénnten friedlich zu protestieren. Mit dieser Aktion schlossen sich Linke, Griine, Gewerkschaftler
und Jusos einem in 105 Statten stattfindenden Bundesweiten Protest gegen die Atompolitik der derzeitigen
Bundesregierung an.

Michael Richter

Land muss sich zu seiner Verantwortung bei der Kreisfreiheit
von Eisenach bekennen

.Dass die Finanzprobleme der Stadt Eisenach deren
Handlungsféahigkeit seit Jahren gegen Null laufen lassen, ist
zunéchst nicht das Verschulden der Lokalpolitiker. Vielmehr
musse sich das Land zu seinem Fehler,die Kreisfreiheit
zuzulassen, bekennen und einen Schlussstrich ziehen®, fordern
die beiden LINKEN Landtagsabgeordneten aus der
Wartburgregion, Katja Wolf und Frank Kuschel.

DIE LINKE im Landtag hat deshalb einen eigenen Gesetzentwurf
vorgelegt, der in der nachsten Landtagssitzung am 11.
November behandelt wird. Inhalt ist dabei, dass Eisenach kiinftig
als GroBe kreisangehérige Stadt, die dem Wartburgkreis anhért,
fungiert. Fir einen Ubergangszeitraum von zehn Jahren bleibt Bad Salzungen die Kreisstadt, danach miisse
dariiber in der Region entschieden werden. Sowohl der Wartburgkreis als auch die Stadt Eisenach erhielten fur
diese Ubergangszeit einen finanziellen Ausgleich vom Land. Betriebsbedingte Kiindigungen werden zum Schutz
der Beschéftigten gesetzlich ausgeschlossen. ,Damit die Wartburgregion dann ihre Potentiale endlich nutzen
kann, soll ein Modellprojekt gestartet werden. Die zunehmenden unterschiedlichen Entwicklungen in
kunstlerischen, touristischen und wirtschaftlichen Bereichen sind letztlich fir alle Menschen und Unternehmen in
der Region nicht von Vorteil“, betonen die beiden Parlamentarier.

Katja Wolf und Frank Kuschel betonen in diesem Zusammenhang, dass die Landesregierung bisher keine
akzeptablen Vorschlage unternommen hat, die strukturellen Probleme der Wartburgstadt zu I6sen. Das Vorhaben
der Landesregierung, dass die kleinen kreisfreien Stadte in Thiringen durch eine statistische Veranderung bei
den Einwohnern kiinftig finanziell besser gestellt werden sollen, sei dabei wenig hilfreich. ,Selbst wenn aufgrund
von ein paar Rechentricks die Stadt Eisenach mehr Geld aus dem Kommunalen Finanzausgleich erhalten sollte,
decken diese Mehreinnahmen nicht mal ansatzweise das strukiurelle Defizit von rund 6,5 Mio. Euro®, erklaren
abschlieBend Wolf und Kuschel.

Katja Wolf
Frank Kusche

Widerstand ist Recht!
Grundgesetz, Artikel 20:
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch
besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausge(ibt.

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmaBige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung
sind an Gesetz und Recht gebunden.

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum
Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht méglich ist.



Weiterlesen

In dem allgemeinen Taumel der Einheitsfeiern ist véllig untergegangen, dass die Bundesrepublik Deutschland
juristisch gar nicht mehr existent ist. Das wird spatestens nach einem Blick in den Ausweis klar.

Weiterlesen
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Katja Wolf (Die Linke. ) Hartz IV-Anderungen sind eine Verhéhnung der Betroffenen

Die Vorschlage von Schwarz-Gelb zur Neuberechnung der Hartz-IV-Regelsitze sind eine "unglaubliche
Verhohnung der Betroffenen”, protestiert die Eisenacher Landtagsabgeordnete Katja Wolf. Dies ist ein
Zeichen von sozialer Kélte. Mal wieder trifft es die sozial Schwachen.

"Was die Koalition auskungelt hat , ist eine zynische Farce und eine grobe Missachtung des
Verfassungsgerichtsurteils", so die Abgeordnete weiter. Betroffen seien nicht nur die Langzeitarbeitslosen und ihre
Familien, an deren Ausgrenzung aus dem gesellschaftlichen Lebens sich nichts dndere, es sei auch eine
Verhéhnung all derer, die mit Niedrigléhnen und prekaren Jobs auskommen missten und die vergeblich auf einen
Mindestlohn hoffen.

Frau Wolf betont, dass die Hartz-1V-Leistung, wie schon lange von den Sozialverbdnden gefordert, auf mindestens
420 Euro erh6ht werden miisse, wobei die LINKE eine Anhebung auf mindestens 500 Euro fur notwendig halte.
Der ermittelte Mindestbedarf von 420 Euro dirfe also auf keinen Fall unterschritten werden.

Dies betreffe auch und vor allem den Regelsatz fiir Kinder. Hier gehe es "nicht nur um den Bildungsbedarf, so
wichtig dieser sei, sondern "auch um all das, was fir das alltdgliche Leben der Kinder notwendig ist", so die
LINKE-Abgeordnete weiter. Die Thiringer Landesregierung und insbesondere ihre SPD-Sozialministerin und ihr
SPD-Arbeitsmarktminister missten "alles unternehmen, um diese zynische Mogelpackung zu verhindern". Die
SPD als Urheberin des Hartz-IV-Unrechts, sei hier "doppeltin der Pflicht".

Katja Wolf unterstreicht die Forderung der LINKEN, "dass Hartz IV zugunsten einer wirklich menschenwirdigen,
existenzsichernden sozialen Grundsicherung tiberwunden werden muss"

AuBerdem empfehle ich allen Erwerbslosen, in den n&chsten Wochen kollektiv Besuche in den Birgerbuiros der
Bundestagsabgeordneten, wie z.B.von Christian Hirte in Eisenach. Erwerbslose sind auch Birgerinnen und
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Burger, die ein Recht auf Rede und Antwort von den Verantwortlichen haben. Manchmal ist es wichtig, die Folgen
der eigenen Politik zu sehen bzw. diese gespiegelt zu bekommen. Alle Verantwortlichen der Koalition sollten in
den nachsten Wochen auf Schritt und Tritt mit der Frage,

ob sie diese Entscheidung vertreten kdnnen, konfrontiert werden." So Wolf abschlieBend.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Katja Wolf : Thiiringen groBter Gewinner in Sachen direkter Demokratie

Der Freistaat Thiringenriickt im aktuellen Volksentscheids-Ranking von ,Mehr Demokratie® vom
Schilusslicht auf den vierten Platz

Der Bundesverband von Mehr Demokratie e.V. stellte am 28.09.2010 in Berlin auf einer Pressekonferenz das
Volksentscheids-Ranking 2010 vor. Darin werden die Bundeslander in Bezug aufihre gesetzlichen Regelungen
der direkten Demokratie verglichen. Im Ranking 2007 war Thiringen noch Schlusslicht, nun stehen wir auf Platz 4
in der Rangliste! Dieses Ergebnis ist aus der Sicht von Katja Wolf (DIE LINKE. ) mehr als respektabel. Gerade hier
in Eisenach wurden viele Dinge dafiir getan, dass wir nun dieses Ergebnis haben. An der Stelle mdchte ich das
Volksbegehren 2008 an erster Stelle nennen. Ich war von der Nachricht des Rankings positiv beeindruckt.

Das Volksentscheid-Ranking bewertet die Regeln fir Volksbegehren und Biirgerbegehren mit Schulnoten. Laut
Mehr  Demokratie liegt Thiringen bei der direkten Demokratie auf Landesebene mit Note 4,0im
Bundesdurchschnitt. Bei der Kommunalebene, wo der Bundesdurchschnitt 3,4 betragt, ist Thiringen mit Note 1,8
Uberdurchschnittlich gut.

"Trotz dieses Erfolges besteht meiner Meinung nach Entwicklungsbedarf", fligt die Landtagabgeordnete hinzu. Ich
wiinsche dem Verein Mehr Demokratie in Thiiringen weiterhin alles Gute fiir seine Arbeit und hoffe das Sie noch
mehr Mitstreiter gewinnen.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Katja Wolf: Kiirzungen bei Landeszentrale fiir politische Bildung unverantwortlich

Angesichts der vorliegenden Zahlen zum Etatentwurf furdie Landeszentrale fur
politische Bildung erklart die Landtagsabgeordnete Katja Wolf: *Mit der Halbierung
der Finanzen der Landeszentrale fiir politische Bildung flr das Jahr 2011 zerstért die
Landesregierung ein wichtiges Instrumentzur Demokratiebildung und zur
Auseinandersetzung mit Geschichte und Politik."

Die Kirzungen im Bereich *Veranstaltungen“ bedeuten nach Meinung der
; > Abgeordneten, dass in Zukunft ausstrahlungsféhige Konferenzen und Seminare z.B.
v e / .’? zum Thema Rechtsextremismus, Kinderarmut oder Jugendkulturen, *mit denen sich
[ [ _ | die Landeszentrale auch bei Multiplikatoren/innen und Lehrer/innen einen Namen
gemacht hat, nicht mehr stattfinden kénnen“. Auch die Cofinanzierung von Veranstaltungen der Bundeszentrale
missten damit in Zukunft entfallen, was das Angebot weiter schmalere. Zudem misste die Reihe *Das politische
Buch im Gespréch“ nach vorliegenden Zahlen eingestellt werden, ein weiteres Markenzeichen der Landeszentrale
wirde wegfallen.

Als herben Schlag bezeichnet Wolf auch die vollstdndige Streichung der Reise nach lIsrael und in die
paléstinensischen Gebiete. *Dieses Bildungsangebot war Ausdruck unserer Bereitschaft, deutliche Verantwortung
flr die Auseinandersetzung mit der Zeit des Nationalsozialismus zu Ubernehmen. Wenn jetzt auch noch Projekte
in Gedenkstatten gefahrdet sind, muss die Frage gestellt werden, ob hier eine entsprechende Geschichtsarbeit
Uberhaupt noch politisch erwiinscht ist?*

Die LINKE-Politikerin fordert die anderen Fraktionen auf, sich iber die Vertreter im Kuratorium stark zu machen fur
die Anliegen eines breit wirksamen, nachhaltigen und niedrigschwelligen Angebotes der Landeszentrale. *Diese
kurzsichtige Rotstiftpolitik bei der politischen Bildung schadet Demokratie und verantwortlichem Umgang mit
Geschichte und Politik", unterstreicht die Abgeordnete.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL

Von wegen Geheimarmee oder geheime Polizeieinsatzgruppen. Es gibt sie schon lange in
der EU, nur wissen das die wenigsten. Die EU-Polizeitruppe gibt es langst — und sie hat
weitreichende Befugnisse! Derzeitist es eine schon 3000 Mann (!) starke europaische
«Sondereingreiftruppe» unter dem zungenbrechenden Kirzel «Eurogendfor» (European
Gendarmerie Force/Europaische Polizeitruppe). Das Kommando befindet sich im italienischen
Vicenza, fernab von der EU-Zentrale! Ins Leben gerufen wurde die Truppe auf Initiative der
friiheren franzdsischen Verteidigungsministerin Alliot-Marie, damit ausufernde Unruhen, wie
sie in den franzdsischen Stadten immer wieder ausbrechen, kiinftig leichter unterdriickt
werden kénnen.

Der grosse Haken beider Sache: Eurogendfor wird kiinftig europaweit nationales Recht und die nationale
Souveranitat der EU-Mitgliedstaaten aushebeln! Uber den Einsatz in einem Mitgliedsland der EU entscheidet ein
«Kriegsrat», der sich aus den Verteidigungs- und Sicherheitsministerien der an Eurogendfor beteiligten EU-




Lander und des betroffenen Staates zusammensetzt — so ist es in der «Griindungsurkunde» der neuen EU-
Polizeitruppe, dem Vertrag von Velsen (NL), klar und deutlich geregelt.

Fur Beobachter ist das klares EU-Besetzungsrecht. Denn wenn ein Einsatz in einem «befreundeten» EU-Staat erst
einmal beschlossen ist, sind alle Gebaude und Gebiete, die von Eurogendfor-Einheiten in Beschlag genommen
werden, immun und auch fiir Behérden des betroffenen Landes nicht mehr zugénglich. Faktisch herrscht damit
EU-Besetzungsrecht. Aber es kommt noch schlimmer: Eurogendfor verfiigt im Einzelfall nicht nur iber polizeiliche,
sondern auch Uber geheimdienstliche Kompetenzen und soll Ruhe und Ordnung im betroffenen Einsatzgebiet in
enger Zusammenarbeit mit dem Militar (!) wiederherstellen. Im Bedarfsfall soll die Truppe alle erforderlichen
Befugnisse und Mittel zur Verflgung haben, die nétig sind, um das jeweilige Mandat ausiiben zu kénnen.

Die européischen Regierungen sind dank Eurogendfor fein raus. Sie kénnen im Fall sozialer Unruhen oder
anhaltender Grossdemonstrationen kiinftig auf die eigene Bevélkerung schiessen lassen, ganze Gebiete unter
militrische Quaranténe stellen und Radelsfihrer aus dem Verkehr ziehen, ohne dazu eigenes Militdr oder eigene
Polizeikrafte heranziehen zu mussen, die sich mdglicherweise mit den Demonstranten solidarisieren kénnten.
Eurogendfor wiederum kann dank seiner zivil-militirischen Ausnahmebefugnisse von niemandem belangt
werden.

Méglich macht eine solch unglaubliche Konstellation Ubrigens erst der Vertrag von Lissabon, der nichts anderes
als die umstrittene «EU-Verfassung» unter einem neuen Titel darstellt. Dank dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichtes haben deutsche Politiker, die das fragwlrdige Vertragswerk im Bundestag nahezu
einstimmig durchgewinkt haben, kinftig ein Anhérungsrecht. Ein deutscher Politiker erniichtert im privaten
Gesprach: «Bei Eurogendfor wird man sich dariiber herzlich amiisieren, wenn zum Beispiel Uiber bundesdeutsche
Birgerunruhezentren wie Bottrop oder Neukdlin in nicht allzu ferner Zeit der Ausnahmezustand verh&ngt werden
wirde.»

Quelle: www.zeit-fragen.ch

Forderung Matschies zur Riickkreisung von Eisenach véllig unglaubwiirdig

*Die Forderung des stellvertretenden Ministerprésidenten Matschie, dass Eisenach
wieder in den Wartburgkreis zurlickkehren soll und somitdie Kreisfreiheit in Frage
gestellt wird, ist richtig, aber véllig unglaubwirdig®, erklart der kommunalpolitische
Sprecher der Landtagsfraktion Frank Kuschel.

Der Parlamentarier aus dem Wartburgkreis verweist darauf, dass seine Fraktion bereits
vor fast genau drei Jahren einen entsprechenden Gesetzentwurf in den Landtag
eingebracht hatte. Die SPD hatte sich damals einer sachorientierten Debatte verweigert
und den Gesetzentwurf ohne eigene Vorschlage abgelehnt. Nunmehr prift die
Linksfraktion ihren damaligen Gesetzentwurf nach einer Aktualisierung erneut in den Landtag einzubringen. *Jetzt
dirfte es flr die SPD &uBerst schwierig werden, unseren Vorschlag reflexartig abzulehnen®, betont Kuschel.

In diesem Zusammenhang werde DIE LINKE erneut ihre Vorschlage fiir eine grundsatzliche Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform thematisieren. Immerhin miisse neben Eisenach fiir alle weiteren kreisfreien
Stadte deren aktueller Status konkret betrachtet werden. Ohnehin seien die akuten Probleme der Kommunen nicht
mit einzelnen Gebietszuschnitten zu I6sen. So wiirden die N6te von Eisenach nicht plétzlich durch eine Integration
in den Wartburgkreis verschwinden. *Das Land muss endlich seine Hausaufgaben machen und ein Leitbild
vorlegen, anhand dessen sich die Gemeinden, Stadte und Landkreise orientieren kdnnen. Nur dann lasst sich das
Land umbauen und zukunftsfest machen®, fordert abschlie Bend Kuschel

Gedanken eines Schilers

Kinderarmut und ihre Folgen

Meine Eltern sind nicht arm. Sie haben feste Arbeitsverhaltnisse und verdienen ausreichend
Geld um uns ein durchschnittliches untere-obere-Mittelklasse-Leben finanzieren zu kénnen.
Durch die Ausweitung des Niedriglohnsektors und durch Hartz IV nimmt Armut jedoch immer
mehr zu. Heute leben rund 7 Mio. Menschen von Leistungen auf dem Niveau der Sozialhilfe.
Jedes vierte Kind unter 15 Jahren lebt in Armut. Das bedeutet, dass mittlerweile zwei Millionen
Kinder auf Sozialhilfeniveau leben missen. In manchen Stadten Ostdeutschlands lebt jedes
zweite Kind in Armut und jedes dieser Kinder wird seine Armut mit hoher Wahrscheinlichkeit
auch an seine eigenen Kinder Ubertragen.

Der Hartz IV-Regelsatz fiir Kinder (bis 14 Jahre) belduft sich auf 246 Euro pro Monat, der fiir Erwachsene auf 351
Euro. Das heiBt, dass eine allein erziehende Mutter fir sich und ihr Kind pro Tag zusammengerechnet 19,90 zur
Verfligung hat. Geld, dass fiir Nahrung, Kleidung, Schulmaterialien, Spielzeug etc. reichen muss. Desweiteren gibt
es mehrere Millionen Haushalte, die ihre unterdurchschnittlichen Léhne durch Hartz IV aufstocken missen.
Diesen geht es meist nur unweigerlich besser als denjenigen, die direkt auf Hartz IV angewiesen sind.

Wir an den Gymnasien, die wir zu weiten Teilen ,aus gutem Hause“ stammen, merken davon kaum etwas, denn
Kinder aus sozial schwécheren Familien schaffen es meist nicht einmal auf das Gymnasium. Studien zeigen, dass
Grundschiler  aus Akademikerhaushalten 29-mal haufiger eine Gymnasialempfehlung als Kinder von
Arbeiterinnen und Arbeitern erhalten. Selbst bei gleichem Niveau in Lesen und Mathematik sind ihre Chancen im
Durchschnitt viermal gréBer als bei Kindern aus Facharbeiterfamilien. Kinder aus Migrantenfamilien sind dabei
besonders benachteiligt. Die Kultusminister der Lander vertuschen diese Ungerechtigkeit: Sie lassen gar nicht
mehr untersuchen, ob Kinder aus bildungsfernen und finanzschwachen Elternhdusern bei der Schulwahl
benachteiligt werden.

LWir“ machen es den Schiilern aus solchen Familien, die tatsachlich auf dem Gymnasium sind nicht einfacher, im
Gegenteil: Diejenigen, die nicht mit dem Mainstream schwimmen und nicht jedem Trend hinterherhecheln kénnen
werden ausgegrenztund teilweise gemobbt. Von einer solidarischen Klassengemeinschaft fehlt in den meisten




Féllen jede Spur. In so einer Atmosphare féllt es jedoch schwer gute Leistungen zu erbringen und der Mangel an
finanzierbaren NachhilfemaBnahmen tut sein Ubriges, dass die meisten Kinder aus prekaren Verhaltnissen schon
bald in die Real- oder Hauptschule abgeschoben werden und um den Faden konsequent weiter zu spinnen
irgendwann in die Kriminalitat abrutschen.

Dadurch verschwenden wir das Potential eines knappen Drittels unserer Jugend, Potential, dass dringend genutzt
werden misste, immerhin besteht unser einziger Trumpf in einer globalisierten Welt darin hochqualifizierte
Fachkrafte auszubilden, die auch im internationalen Konkurrenzkampf bestehen kénnen. Die notwendigen
Schritte (z.B. die Etablierung einer Gemeinschaftsschule, die Wiedereinflihrung eines polytechnischen Unterrichts,
die Abschaffung der Studiengeblhren und die Ausweitung des BAF&gs) sind von den Regierungen der letzten
Jahre nichtgegangen worden, im Gegenteil, unter Rot-Griin und der GroBen Koalition kam es gar zu einer
Verscharfung dieser Zusténde.

Doch wenn es die Politik in absehbarer Zeit nicht hinbekommen wird, kann jeder zumindest im Kleinen seinen
Beitrag leisten: Verdammt nochmal, hackt nichtimmer auf Leuten rum, die nicht das Geld haben um sich ihre
Klamotten sonst wo kaufen zu kénnen, beleidigt sie nicht, weil ihre Eltern Hartz IV beziehen oder aus dem Ausland
kommen; habt einfach den Anstand jeden Menschen vorurteilsfrei zu behandeln.

Von Tobias Wolfram (Linksjugend "SOLID" Eisenach, 16 Jahre)

diskutiere mit;

Verschlechterung der Krankenversorgung inakzeptabel

+~Wer an den Kranken sparen will, sollte vor allem eines: Namlich sich solche Vorschlage
sparen“. So reagiert Linke-Landtagsabgeordnete Katja Wolf auf das neue Gutachten zur
Krankenhausplanung in Thiringen. Naturlich, so Wolf, sei es einfacher ganze Abteilungen
zu schlieBen, statt sich intelligente Lésungen zu Uberlegen. Der Nachteil sei allerdings,
dass durch diese Vorschlage ganze Regionen von bestimmten Bereichen der
medizinischen Versorgung abgehangt wirden.

™ In der kompletten Wartburgregion wére, folgte man den Vorschldgen des Gutachtens,
dann keine urologische Abteilung mehr zu finden. Und das kénne nicht sein. Uberdies gibt die Eisenacherin zu
bedenken: Weitere Fahrten kdmen ja auch nicht nur auf die Patienten, sondern auch auf deren Angehérige zu. Sie
blickte jedoch nicht nur mit Sorge auf das Eisenacher Krankenhaus — auch die SchlieBung der Kinderabteilung in
Bad Salzungen sei fiir die Betroffenen nicht hinnehmbar.
DIE LINKE fordert, das Gesundheitswesen solide zu finanzieren und nicht durch solche unausgegorenen
Sparvorschlage auf Kosten der Kranken retten zu wollen.

Mit freundlichen GriiBen

Katja Wolf (MdL)

Arbeitslose, wenn sie euch jetzt durch neue kommunale Zwangsarbeitsdienste den Rest an Menschenwiirde
nehmen wollen, den sie euch noch gelassen haben, dann gibt es nur eines:
Leistet Widerstand!

Hartz IV-Empfénger, wenn sie euch nicht mehr Rentenversichern, weil sie der Auffassung sind, dass ihr ohnehin
nicht so alt werden braucht, dann gibt es nur eines:
Leistet Widerstand!

Eltern, wenn sie euch die Unterstiitzung fiir die Kindererziehung nehmen wollen, weil sie statt in die Zukunft eurer
Kinder in die Zukunft systemrelevanter Banken und Unternehmen investieren, dann gibt es nur eines:

Leistet Widerstand!

Wohngeldempfénger, wenn sie euch den Heizkostenzuschuss streichen, weil sie meinen, dass es in Deutschland
durch die Klimakatastrophe und langere AKW-Laufzeiten warm genug ist, dann gibt es nur eines:

Leistet Widerstand!

Familien, wenn sie euch weismachen, dass ihr auch aus eigenem Verschulden als Leistungsempfanger bei den
Tafeln euer Essen kaufen misst, wahrend die sogenannten Leistungstrager an den anderen Tafeln tafeln kénnen,
dann gibt es nur eines:

Leistet Widerstand!

Kinder, wenn sie euren Eltern jetzt auch das Elterngeld von Hartz IV nehmen, obwohl sie wissen, dass tber 1,3
Millionen Kinder in Deutschland von Armut betroffen sind, und sie euch vorliigen, dass ihr trotzdem die gleichen
Chancen wie andere Kinder habt, dann gibt es nur eines:


http://dielinke-eisenach.foren-city.de/topic,39,-kinderarmut-in-deutschland.html#194

Leistet Widerstand!

Alleinerziehende Mutter, wenn ihr tagstuber mit euren Kindern durch die Innenstadte irrt, damit euch

zuhause nicht die Decke auf den Kopf féllt, ihr von den letzten zwei Euro vierzig eurem Kleinkind ein

Gebéackstick beim Backer kauft, und abends dann im Fernsehen hért, dass Deutschland ein Kinder- und
Familienfreundliches Land ist, dann gibt es nur eines:

Leistet Widerstand!

Deutsche, wenn sie euch wieder einmal demagogisch vorgaukeln, dass an der Krise nicht das
herrschende Profitsystem von Banken und Unternehmen schuld ist, sondern eure ausléndischen
Nachbarn, denen es oft noch schlechter geht als euch, dann gibt es nur eines:

Leistet Widerstand!

Birgerinnen und Birger, wenn sie euch immer wieder predigen, dass ihr Uiber eure Verhaltnisse gelebt habt,
obgleich ihr genau wisst, dass die herrschenden Verhaltnisse andauernd von uns leben, dann gibt es nur eines:
Leistet Widerstand!

Widerstand!!!



	War Karl Marx zu seinen Lebzeiten ein Hellseher?
	LINKE-Landtagsfraktionen geben Studie zu alternativen Produktions- und Entsorgungsverfahren im Kalirevier in Auftrag
	DAS IST DAS MINDESTE! FAIRE LÖHNE, GUTE ARBEIT, SOZIALE SICHERHEIT
	Diskussion: Babykorb seit 10 Jahren in Thüringen
	In dem allgemeinen Taumel der Einheitsfeiern ist völlig untergegangen, dass die Bundesrepublik Deutschland juristisch gar nicht mehr existent ist. Das wird spätestens nach einem Blick in den Ausweis klar.

